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Wirkungsbereich des Bundesministeriums für  
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft

Universitätslehrgänge; Follow–up–Überprüfung

Die Medizinische Universität Wien, die Montanuniversität Leoben 
und die Universität Salzburg kamen einem Großteil der Empfeh-
lungen des RH, die dieser im Jahr 2011 zu Universitätslehrgän-
gen veröffentlicht hatte, nach. Die Montanuniversität Leoben und 
die Universität Salzburg hatten nahezu alle Empfehlungen des RH 
umgesetzt. Sie trafen eine Vielzahl an Grundsatzentscheidungen zur 
Vereinheitlichung der organisatorischen und finanziellen Abwick-
lung und zur Verbesserung des Berichtswesens. Auch an der Medizi-
nischen Universität Wien war eine Vielzahl an Vorarbeiten zu dies-
bezüglichen Regelwerken begonnen, diese allerdings noch nicht in 
Kraft gesetzt worden. 

Prüfungsziel

Ziel der Follow–up–Überprüfung war es, die Umsetzung von Emp-
fehlungen zu beurteilen, die der RH bei einer vorangegangenen 
Gebarungsüberprüfung zu den Universitätslehrgängen an der Medi-
zinischen Universität Wien, an der Montanuniversität Leoben und 
an der Universität Salzburg abgegeben hatte (Reihe Bund 2011/11, 
Vorbericht). (TZ 1)

Kalkulation des zu entrichtenden Lehrgangsbeitrags

Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlung des RH, ein 
Standardkalkulationsschema für Universitätslehrgänge zu entwi-
ckeln, um. Sie verwendete nunmehr ein Kalkulationsschema, das für 
jeden Lehrgang einzusetzen war und in dem den Erlösen aus Lehr-
gangsbeiträgen der Personalaufwand für die Lehre, für die Organi-
sation und Administration sowie der Sachaufwand gegenüberzu-
stellen war. (TZ 2)
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Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH, Lehrgangs-
beitragserhöhungen nur nach Vorlage einer neuerlichen Kalkula-
tion zu genehmigen, um, indem den Anträgen auf Lehrgangsbei-
tragserhöhungen als Grundlage neuerliche Kalkulationen beigelegt 
wurden. (TZ 3)

Organisation

Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlung des RH 
hinsichtlich einer zentralen Servicierung der Universitätslehrgänge 
durch ein Weiterbildungszentrum nicht um. Die Medizinische Uni-
versität Wien begründete dies mit der aus ihrer Sicht derzeit feh-
lenden räumlichen Realisierungsmöglichkeit. (TZ 4)

Kooperationen

Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlung des RH, bei 
gemeinsam mit anderen Universitäten durchgeführten Universitäts-
lehrgängen gleichlautende Curricula zu erlassen bzw. die Kooperati-
onsvereinbarungen abzustimmen, teilweise um. Sie hatte zwar ein 
gleichlautendes Curriculum im Lehrgang Patientensicherheit erlas-
sen, aber den Rahmenvertrag mit der Universität Wien noch nicht 
abgeschlossen. (TZ 5)

Die Montanuniversität Leoben setzte diese Empfehlungen des RH 
um, indem sie bei zwischenzeitlich gemeinsam mit der Technischen 
Universität Graz (TU Graz) eingerichteten Lehrgängen gleichlautende 
Curricula erließ und die Kooperationsvereinbarung mit dem Curricu-
lum des Lehrgangs International Mining Engineer abstimmte. (TZ 5)

An der Universität Salzburg bestand mit dem Wegfall von gemein-
sam mit anderen Bildungseinrichtungen durchgeführten Univer-
sitätslehrgängen kein Anwendungsfall für diese Empfehlung des 
RH. (TZ 5)

Lehrgangsleiter

Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlung des RH, 
Lehrgangsleiterbestellungen stets schriftlich zu dokumentieren und 
auch zu veröffentlichen, nicht um. Sie plante zwar die Veröffent-
lichung sämtlicher Bestellungen zum Lehrgangsleiter gebündelt im 
Juni 2013, bis zur Zeit der örtlichen Gebarungsüberprüfung durch 
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den RH lagen jedoch noch keine entsprechenden Veröffentlichungen 
vor. (TZ 6)

Die Montanuniversität Leoben und die Universität Salzburg setzten 
diese Empfehlung des RH um, indem die Bestellungen sämtlicher 
Lehrgangsleiter in den Mitteilungsblättern veröffentlicht wurden. 
(TZ 6)

Die seitens des RH zu den Vollmachten ausgesprochene Empfeh-
lung an die Montanuniversität Leoben und die Universität Salzburg, 
Richtlinien im Sinne des § 28 UG speziell für Universitätslehrgänge1 
zu erlassen, setzte die Montanuniversität Leoben teilweise um. Sie 
erließ im Juni 2011 eine Gebarungsrichtlinie, derzufolge Arbeit-
nehmer der Universität bevollmächtigt werden konnten, Rechtsge-
schäfte im Namen der Universität abzuschließen. Die Montanuni-
versität Leoben wandte diese allerdings vornehmlich bei Leitern von 
Christian–Doppler–Labors an, nicht jedoch für Leiter von Universi-
tätslehrgängen, wie vom RH empfohlen. Sie beabsichtigte nun, diese 
Gebarungsrichtlinie um Rechtsgeschäfte für Universitätslehrgänge 
zu ergänzen. (TZ 7)

Die Universität Salzburg setzte diese Empfehlung des RH um, indem 
sie die Bestellung zu Lehrgangsleitern im Rahmen einer Satzungs-
änderung vom Oktober 2011 verankerte. (TZ 7)

Die Medizinische Universität Wien und die Montanuniversität 
 Leoben setzten die Empfehlung des RH, Lehrgangsleitern die not-
wendigen Vollmachten für die Vornahme von Rechtsgeschäften zu 
erteilen und im Mitteilungsblatt zu veröffentlichen, nicht um. Die 
Medizinische Universität Wien hatte zwar die Veröffentlichung und 
Erteilung der Vollmachten gebündelt im Juni 2013 geplant, jedoch 
bis zur Zeit der örtlichen Gebarungsüberprüfung durch den RH keine 
entsprechenden Veröffentlichungen vorgenommen. Die Montan-
universität Leoben stellte in Aussicht, Lehrgangsleitern künftig eine 
diesbezügliche Vollmacht zu erteilen. (TZ 8)

1 Gemäß § 28 UG 2002 konnte der Rektor unter Beachtung der vom Rektorat erlassenen 
Richtlinien festlegen, welche Arbeitnehmer Rechtsgeschäfte im Namen der Universität 
abschließen durften. Solche Richtlinien des Rektorats hatten zwar an allen drei Uni-
versitäten bestanden; jedoch nur die Medizinische Universität Wien hatte darin expli-
zit die Befugnis des Rektors festgelegt, Lehrgangsleiter zum Abschluss von Rechtsge-
schäften zu bevollmächtigen.
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Die Universität Salzburg setzte diese Empfehlung des RH um, indem 
sie bei den zwischenzeitlich vorgenommenen vier Lehrgangsleiter-
bestellungen auch die entsprechenden Bevollmächtigungen erteilte 
und veröffentlichte. (TZ 8)

Der RH hatte in seinem Vorbericht den drei überprüften Universi-
täten die Festlegung eines Aufgabenprofils des wissenschaftlichen 
Lehrgangsleiters in der Satzung, aber insbesondere in allen Cur-
ricula und Vereinbarungen mit externen Einrichtungen empfoh-
len. Die Medizinische Universität Wien hatte die Satzungsänderung 
zwar vorbereitet, die diesbezügliche Beschlussfassung des Senats war 
allerdings noch ausständig. Auch die damit verbundenen Schritte 
wie die Erstellung des Curriculumorganisationsplans oder die Fest-
legungen des Aufgabenprofils des wissenschaftlichen Lehrgangslei-
ters waren somit noch nicht umgesetzt. (TZ 9)

Die Montanuniversität Leoben setzte diese Empfehlung des RH teil-
weise um, weil sie das Aufgabenprofil des wissenschaftlichen Lehr-
gangsleiters zwar in den Curricula grundsätzlich festlegte, in der Sat-
zung jedoch noch keine Verankerung des Aufgabenprofils anstrebte. 
(TZ 9)

Die Universität Salzburg setzte diese Empfehlung des RH um, indem 
sie im Rahmen einer Satzungsänderung vom Oktober 2011 wie auch 
in den Bestellschreiben das Aufgabenprofil der Lehrgangsleiter ver-
ankert hatte und auch in den vorliegenden Kooperationsvereinba-
rungen die Aufgaben der Lehrgangsleitung definierte. (TZ 9)

Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlung des RH, 
eine genaue Definition der Aufgaben und Befugnisse der organi-
satorischen Lehrgangsleiter vorzunehmen, noch nicht um, weil die 
entsprechenden Definitionen über die Befugnisse des organisato-
rischen Lehrgangsleiters zur Zeit der Überprüfung durch den RH 
aufgrund des noch ausständigen Senatsbeschlusses zur Satzungs-
änderung noch nicht vorlagen. (TZ 10)

Die Universität Salzburg setzte diese Empfehlung des RH um, indem 
in der Satzung die Aufgaben und Befugnisse des organisatorischen 
und wissenschaftlichen Lehrgangsleiters abgegrenzt waren. (TZ 10)

Kurzfassung



Universitätslehrgänge; 
Follow–up–Überprüfung

Bund 2014/9  235

BMWFW
Lehrende in Universitätslehrgängen

Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlung des RH, die 
Vereinbarung von Tätigkeiten des Stammpersonals für Universi-
tätslehrgänge durch einen Zusatz zum bestehenden Arbeitsvertrag 
zu regeln, um. (TZ 11)

Für die Empfehlung, die Personalverrechnung hinsichtlich der in 
extern2 abgewickelten Universitätslehrgängen tätigen Beamten 
sowie Angestellten3 ausnahmslos durch die jeweilige Universität 
durchzuführen, bestand an der Medizinischen Universität Wien mit 
dem Wegfall der externen Kooperationspartner kein Anwendungs-
fall. Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH um, 
indem sie nunmehr für ihre Mitarbeiter die Abrechnung von Tätig-
keiten in Universitätslehrgängen im Sinne einer „Nebentätigkeits-
vergütung“ ausnahmslos selbst vornahm. (TZ 12)

Die Medizinische Universität Wien und die Universität Salzburg 
setzten die Empfehlung des RH, die Zeiten für Präsenzlehre im 
Cur riculum grundsätzlich festzulegen, um. Die Montanuniversität 
 Leoben begründete nunmehr die fallweisen Abweichungen zwischen 
Präsenzstunden laut Curriculum und Anwesenheitszeiten plausi-
bel und setzte die Empfehlung des RH somit ebenfalls um. (TZ 13)

Einheitliche Zahlungs– und Stornobedingungen 

Die Empfehlung, universitätsweit einheitliche Zahlungs– und Storno-
bedingungen bei Universitätslehrgängen festzulegen und diese auch 
den durchführenden externen Einrichtungen zu überbinden, setzte 
die Medizinische Universität Wien teilweise um. Sie hatte zwar 
Allgemeine Geschäftsbedingungen entwickelt, welche einheitliche 
Stornobedingungen für sämtliche Universitätslehrgänge vorsahen, 
jedoch waren diese bis zur Zeit der örtlichen Gebarungsüberprüfung 
im Juli 2013 noch nicht rechtswirksam erlassen. (TZ 14)

2 Bei extern abgewickelten Lehrgängen bediente sich die jeweilige Universität zur wirt-
schaftlichen und organisatorischen Abwicklung einer außeruniversitären, externen 
Einrichtung. In diesem Sinne unterscheidet der RH zwischen intern und extern abge-
wickelten Lehrgängen.

3 mit dem Vertragsbedienstetengesetz 1948 als materiell maßgeblichem Arbeitsrecht
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Die Montanuniversität Leoben und die Universität Salzburg setzten 
diese Empfehlung des RH bezüglich universitätsweit einheitlicher 
Zahlungs– und Stornobedingungen für Universitätslehrgänge nicht 
um. (TZ 14)

Weitere Feststellungen zu extern abgewickelten Universitätslehr-
gängen

Für die Empfehlung, Haftungsbestimmungen in alle mit externen 
Einrichtungen abgeschlossenen Vereinbarungen aufzunehmen und 
die organisatorische und finanzielle Vorgangsweise dafür festzu-
legen, dass die externe Einrichtung den Universitätslehrgang nicht 
vollständig durchführen kann, bestand an der Medizinischen Uni-
versität Wien mit dem Wegfall der externen Partner zur organisa-
torischen Unterstützung kein Anwendungsfall. (TZ 15)

Die Universität Salzburg setzte diese Empfehlung des RH um, indem 
in den zwischenzeitlich abgeschlossenen Kooperationsverträgen 
sowohl Haftungsbestimmungen enthalten waren als auch Vorsorge 
dafür getroffen war, falls die externe Einrichtung den Universitäts-
lehrgang selbst nicht vollständig durchführen kann. (TZ 15)

An der Medizinischen Universität Wien und der Universität Salz-
burg bestand mit dem Wegfall der externen Partner kein Anwen-
dungsfall für die Empfehlung des RH, eine Anpassung bzw. Ergän-
zung der Vereinbarung mit externen Einrichtungen an die aktuellen 
Gegebenheiten vorzunehmen. (TZ 16)

Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH, Kooperati-
onsvereinbarungen ausschließlich durch die Universität selbst abzu-
schließen, durch eine entsprechende Mitteilung an alle Lehrgangslei-
ter um. Mangels neuem Vertragsabschluss bestand zwischenzeitlich 
jedoch kein Anwendungsfall für die Empfehlung des RH. (TZ 17)

Finanzielle Gebarung allgemein

Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH, alle Erlöse 
und Aufwendungen auch von (extern abgewickelten) Universitäts-
lehrgängen in das Rechnungswesen der Universität aufzunehmen, 
nicht um. Die Universität Salzburg begründete dies damit, dass dafür 
zusätzliches Personal im Rechnungswesen benötigt würde, was der-
zeit durch die wirtschaftliche und organisatorische Unterstützung 
durch externe Partner vermieden werde. (TZ 18)
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Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH, den Sach-
aufwand für Universitätslehrgänge in den Angaben und Erläute-
rungen zur Bilanz und Gewinn– und Verlustrechnung im „übrigen 
Aufwand“ auszuweisen, um. (TZ 19)

Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlung des RH, 
die Verwendung der Überschüsse in einer Richtlinie festzulegen und 
damit die Transparenz der Mittelverwendung zu erhöhen, nicht um. 
Laut Medizinischer Universität Wien sei eine solche jedoch in Vor-
bereitung. (TZ 20)

Die Montanuniversität Leoben setzte diese Empfehlung des RH um, 
indem in einer Gebarungsrichtlinie eine analoge Vorgehensweise 
wie für Drittmittel normiert wurde. (TZ 20)

Finanzielle Gebarung – ausgewählte Universitätslehrgänge

In Umsetzung der Empfehlung des RH verbuchte die Montanuniver-
sität Leoben die Lehrgänge jahrgangsweise bzw. vergab für jeden 
Jahrgang eine eigene Identifikationsnummer im Rechnungswesen 
der Universität. (TZ 21)

Die Universität Salzburg setzte diese Empfehlung des RH nicht um, 
da sie die bisherige, nicht auf den Jahrgang, sondern auf den Uni-
versitätslehrgang und auf das Kalenderjahr bezogene Abrechnung 
beibehielt und begab sich somit eines Planungs– und Steuerungs-
instruments. (TZ 21)

Die Medizinische Universität Wien und die Montanuniversität 
 Leoben setzten die Empfehlung des RH, Nachkalkulationen für abge-
schlossene Jahrgänge des jeweiligen (intern abgewickelten) Univer-
sitätslehrgangs nach dem Schema der Vorkalkulation zu erstellen, 
um. Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH teilweise 
um, weil die Lehrgangsleiter zur Nachkalkulation gemäß normiertem 
Kalkulationsschema zwar verpflichtet worden waren, jedoch noch 
nicht für alle nach dem Jänner 2012 abgeschlossenen Lehrgänge 
entsprechende Nachkalkulationen vorlagen. (TZ 22)

Finanzielle Gebarung – intern abgewickelte Universitätslehrgänge

Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlung des RH, Sachauf-
wendungen der Universitätslehrgänge im Rechnungswesen getrennt 
nach Aufwandsarten auszuweisen, um. (TZ 23)
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Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlung des RH, 
Kostenersatzregelungen zusammenzufassen sowie Kostenersatz für 
Veranstaltungsräume einzuheben, teilweise um, weil die Einhebung 
der Gemeinkosten von 5 % der Erlöse seitens des Rektorats formal 
noch nicht genehmigt und Kostenersatzregelungen für Raumnut-
zung erst in Vorbereitung waren. (TZ 24)

Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlung des RH, die 
Einführung eines Kostenersatzes zu prüfen, mit der Festlegung eines 
Kostenersatzes im Ausmaß von 15 % der Erlöse aus Lehrgangsbei-
trägen um. (TZ 25)

Die drei überprüften Universitäten setzten die Empfehlung des 
RH, ein standardisiertes Berichtswesen zur finanziellen Gebarung 
von Universitätslehrgängen zu entwickeln und einzusetzen, um, 
wobei die Medizinische Universität Wien und die Montanuniversi-
tät  Leoben tagesaktuelle Berichte über die finanzielle Situation je 
Jahrgang eines Lehrgangs gewinnen konnten, die Universität Salz-
burg hingegen sich Berichte nach Abschluss jedes Lehrgangsdurch-
laufs vorlegen ließ. (TZ 26)

Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH, die in der 
Satzung festgeschriebenen Berichte zu Universitätslehrgängen 
einzufordern, teilweise um, weil zwar für alle Lehrgänge ab Jän-
ner 2012 ein standardisiertes Berichtswesen normiert war, jedoch 
noch nicht für alle nach diesem Zeitpunkt abgeschlossenen Lehr-
gänge entsprechende Berichte vorlagen. (TZ 27)

Finanzielle Gebarung – extern abgewickelte Universitätslehrgänge

An der Medizinischen Universität Wien bestand mit dem Wegfall 
des externen Vertragspartners kein Anwendungsfall mehr für die 
Empfehlung des RH, die Höhe der Abgeltung für die Durchführung 
des Universitätslehrgangs in allen Vereinbarungen mit externen 
Einrichtungen festzulegen. (TZ 28)

Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH, die Ver-
rechnung der „Lizenzgebühr“4 in einer Richtlinie festzulegen, um, 
indem sie nunmehr die Verrechnung der Lizenzgebühr in Höhe von 
7 % der Einnahmen aus den Lehrgangsbeiträgen ab Oktober 2011 
in der Satzung regelte. (TZ 29)

4 Zusätzliche Abgeltung für die Universität Salzburg bei gemeinsam mit externen Ver-
tragspartnern durchgeführten Universitätslehrgängen
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An der Medizinischen Universität Wien bestand mit dem Wegfall des 
externen Vertragspartners kein Anwendungsfall mehr für die Emp-
fehlung des RH, die in den Vereinbarungen mit externen Einrich-
tungen festgeschriebenen Berichte lückenlos einzufordern. (TZ 30)

Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH zum Berichts-
wesen teilweise um, weil zwar für alle Lehrgänge ab Jänner 2012 
ein standardisiertes Berichtswesen normiert war, jedoch noch nicht 
für alle nach diesem Zeitpunkt abgeschlossenen Lehrgänge entspre-
chende Berichte vorlagen. (TZ 30)

Evaluierung

Die Empfehlung, Maßnahmen zu einer einheitlichen Ausgestaltung 
der Evaluierungen aller Universitätslehrgänge zu entwickeln, um 
vergleichbare und zeitnahe Grundlagen zur Qualitätssicherung sowie 
zur Steuerung sicherzustellen und über die Ergebnisse der Evalu-
ierungen regelmäßig an die Universitätsleitung zu berichten, setzte 
die Medizinische Universität Wien teilweise um. Sie gab für die lau-
fende Evaluierung einen Fragen–Pool für die individuelle Gestal-
tung eines geeigneten Fragebogens durch die Lehrgangsleiter vor, 
sah eine einheitliche Absolventenbefragung vor und plante, über 
die Ergebnisse jährlich an den Curriculumdirektor bzw. das Rektorat 
zu berichten. Die Durchführung stand allerdings noch aus. (TZ 31)

Die Montanuniversität Leoben setzte diese Empfehlung um, indem 
sie sicherstellte, dass die Universitätsleitung regelmäßig über die 
Ergebnisse der Evaluierung der Universitätslehrgänge in Kenntnis 
gesetzt wurde. (TZ 31)

Die Universität Salzburg verpflichtete den Lehrgangsleiter zur Eva-
luierung des Lehrgangs und zur diesbezüglichen Berichtslegung an 
das Rektorat nach den Vorgaben der Universität zumindest jeweils 
nach Abschluss eines Lehrgangs; allerdings lagen erst 26 von 32 
möglichen Berichten vor. Damit setzte sie diese Empfehlung des RH 
teilweise um. (TZ 31)
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Perspektiven in den Leistungsvereinbarungen und Entwicklungs-
plänen

Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlung des RH, in 
künftigen Leistungsvereinbarungen ambitioniertere Ziele zu verein-
baren, um, weil sie nun einerseits bei den Universitätslehrgängen 
auf von ihr selbst steuerbare Ziele setzte und andererseits die Anzahl 
der kürzeren Weiterbildungsveranstaltungen, von einem deutlich 
höheren Bezugswert ausgehend, moderat steigern wollte. (TZ 32)

Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlung des RH, kon-
krete, auf Universitätslehrgänge bezogene Entwicklungsperspek-
tiven in den Entwicklungsplan aufzunehmen und mit den Zielen 
und Vorhaben der Leistungsvereinbarung abzustimmen, um, weil 
der aktuelle Entwicklungsplan nunmehr auf Universitätslehrgänge 
bezogene Entwicklungsperspektiven und die Leistungsvereinba-
rung 2013 bis 2015 das konkrete Vorhaben der Neueinrichtung 
von zwei Universitätslehrgängen enthielten. (TZ 33)
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Kenndaten zu Universitätslehrgängen

Rechtsgrundlagen Universitätsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 120/2002 i.d.g.F.
Univ. RechnungsabschlussVO, BGBl. II Nr. 292/2003 i.d.g.F.

2008 2009 2010 2011 2012 Entwicklung 
2008 bis 2012

Österreichweit Anzahl in %

Ordentliche Studierende1 223.562 255.561 265.030 272.061 275.727 + 23,3

Teilnehmer an 
Universitätslehrgängen1 13.283 14.441 15.299 16.149 17.706 + 33,3

Medizinische Universität Wien

Ordentliche Studierende1 7.398 7.036  6.830 6.859 6.947 – 6,1

Teilnehmer an 
Universitätslehrgängen1 312 253 252 283 304 – 2,6

in 1.000 EUR

Erlöse aus Universitätslehrgängen 1.496,9 1.157,4 863,3 998,2 934,1 – 37,6

Aufwendungen für 
Universitätslehrgänge 1.087,7 1.096,1 770,4 936,9 956,9 – 12,0

Montanuniversität Leoben Anzahl

Ordentliche Studierende1 2.541 2.767 2.867 2.962 3.167 + 24,6

Teilnehmer an 
Universitätslehrgängen1 98 99 125 170 142 + 44,9

in 1.000 EUR

Erlöse aus Universitätslehrgängen 483,3 480,1 562,4 594,9 590,8 + 22,2

Aufwendungen für 
Universitätslehrgänge 309,3 274,6 442,3 472,8 412,7 + 33,4

Universität Salzburg Anzahl

Ordentliche Studierende1 12.531 14.608 15.032 14.737 14.946 + 19,3

Teilnehmer an 
Universitätslehrgängen1 1.223 1.499 1.660 1.938 2.040 + 66,8

in 1.000 EUR

Erlöse aus 
Universitätslehrgängen2 954,4 854,0 939,7 1.442,3 1.502,0 + 57,4

Aufwendungen für 
Universitätslehrgänge2 852,0 748,2 841,4 940,7 1.290,0 + 51,4

1 Stand jeweils Wintersemester
2 Ohne Erlöse und Aufwendungen für Universitätslehrgänge, die durch externe Einrichtungen abgewickelt wurden

Quellen:  BMWF, uni:data; Rechnungsabschlüsse bzw. Meldungen der Medizinischen Universität Wien, der Montanuniversität 
Leoben und der Universität Salzburg
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 1 (1) Der RH überprüfte im Juni und Juli 2013 die Umsetzung von Emp-
fehlungen, die er bei einer vorangegangenen Gebarungsüberprüfung 
zu den Universitätslehrgängen an der Medizinischen Universität Wien, 
der Montanuniversität Leoben und der Universität Salzburg abgege-
ben hatte. 

Der in der Reihe Bund 2011/11 veröffentlichte Bericht „Universitäts-
lehrgänge“ wird in der Folge als Vorbericht bezeichnet.

Weiters hatte der RH zur Verstärkung der Wirkung seiner Empfeh-
lungen im Jahr 2011 deren Umsetzungsstand bei den überprüften Uni-
versitäten nachgefragt. Das Ergebnis dieses Nachfrageverfahrens ver-
öffentlichte er in seinem Bericht Reihe Bund 2012/13.

(2) Zu dem im Jänner 2014 übermittelten Prüfungsergebnis gaben die 
Montanuniversität Leoben und die Universität Salzburg im Februar 
2014 eine Stellungnahme ab. Die Medizinische Universität Wien sowie 
das BMWFW übermittelten ihre Stellungnahme im März 2014. Der RH 
erstattete seine Gegenäußerungen im Juni 2014.

Das BMWFW teilte in seiner Stellungnahme mit, dass mit der Univer-
sität Salzburg in der Leistungsvereinbarung 2013 – 2015 das Vorhaben 
„Umsetzung der RH–Empfehlungen“ vereinbart worden sei: „Rahmen-
bedingungen für die Umsetzungen der Empfehlungen aus dem Rech-
nungshofbericht von November 2011 wurden geschaffen, nun müs-
sen diese Empfehlungen umgesetzt und laufend supervisiert werden.“ 
In der Stellungnahme nahm das BMWFW weiters auch zu einzelnen 
Empfehlungen des RH an die drei überprüften Universitäten Stellung 
(siehe TZ 9, 26, 27, 30, 31 und 32). 

 2.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 11) der Montanuniversität 
Leoben empfohlen, ein Standardkalkulationsschema für die Univer-
sitätslehrgänge zu entwickeln und einzusetzen. Dies sollte innerhalb 
der Universität eine einheitliche Kostenberechnung der einzelnen Lehr-
gänge sicherstellen. Im Vorbericht hatte der RH diesbezüglich festge-
stellt, dass jeder Universitätslehrgang eine individuelle Kalkulation in 
unterschiedlicher Tiefe durchführte. Die Kalkulationen waren Grund-
lage für die Festsetzung der Lehrgangsbeiträge.

(2) Die Montanuniversität Leoben hatte im Nachfrageverfahren die 
Umsetzung der Empfehlung gemeldet.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

Kalkulation des 
zu entrichtenden 
Lehrgangsbeitrags
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(3) Der RH stellte fest, dass die Montanuniversität Leoben nunmehr 
ein Kalkulationsschema verwendete, das für jeden Lehrgang einzu-
setzen war und in dem den Erlösen aus Lehrgangsbeiträgen der Per-
sonalaufwand für die Lehre, für die Organisation und Administration 
sowie der Sachaufwand gegenüberzustellen war.

 2.2 Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlung durch die Ver-
wendung eines einheitlichen Kalkulationsschemas um. Damit war eine 
einheitliche Kostenberechnung der einzelnen Lehrgänge sichergestellt.

 3.1 (1) Der RH hatte der Universität Salzburg in seinem Vorbericht (TZ 12) 
empfohlen, Lehrgangsbeitragserhöhungen nur nach Vorlage einer neu-
erlichen Kalkulation der Kosten des Lehrgangs zu genehmigen. Vom 
RH konnte die Erhöhung der Lehrgangsbeiträge in einigen Fällen nicht 
nachvollzogen werden.

(2) Im Nachfrageverfahren hatte die Universität Salzburg zugesichert, 
dass gemäß Satzung die Lehrgangsbeiträge nun ausnahmslos nur nach 
Genehmigung durch den zuständigen Vizerektor erhöht würden, sofern 
eine nachvollziehbare Kalkulation vorliege. 

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest: 

Der RH überprüfte die Vorlage einer neuerlichen Kalkulation bei jenen 
Lehrgängen der Universität Salzburg, die nach der Veröffentlichung des 
Vorberichts eine Änderung des Lehrgangbeitrags erfahren hatten. Dies 
waren 14 Lehrgänge im Jahr 2011 sowie ein Lehrgang im Jahr 2013. 
Den Anträgen war jeweils ein Kalkulationsblatt beigelegt, auf dessen 
Grundlage das Vizerektorat diese schließlich genehmigte. Nach Geneh-
migung erhielten die Lehrgangsleiter ein offizielles Schreiben mit dem 
festgelegten neuen Lehrgangsbeitrag.

 3.2 Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH um, indem 
nunmehr Erhöhungen von Lehrgangsbeiträgen jeweils kalkuliert und 
den entsprechenden Anträgen diese Kalkulationen beigelegt wurden.

Kalkulation des zu entrichtenden  
Lehrgangsbeitrags
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 4.1 (1) Der RH hatte der Medizinischen Universität Wien in seinem Vor-
bericht (TZ 14) entsprechend des in der Leistungsvereinbarung 2010 
bis 2012 festgelegten Vorhabens einer zentralen Servicierung der Uni-
versitätslehrgänge durch ein Weiterbildungszentrum empfohlen, eine 
Bestandsaufnahme des Status quo durchzuführen und ein detailliertes 
Konzept für das geplante Weiterbildungszentrum zu entwickeln.

(2) Im Rahmen des Nachfrageverfahrens hatte die Medizinische Univer-
sität Wien bekannt gegeben, dass die Erstellung eines Konzepts bis zum 
Ende der Leistungsvereinbarungsperiode abgeschlossen sein werde.

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die Medizinische Universität Wien 
aufgrund der Analysen und Ergebnisse einer Klausur zum Thema Uni-
versitätslehrgänge im Juli 2012 keinen Bedarf und keine Möglichkeiten 
zur räumlichen Realisierung für ein entsprechendes Weiterbildungs-
zentrum sah. Auch sah die aktuelle Leistungsvereinbarung 2013 bis 
2015 zwischen der Medizinischen Universität Wien und dem BMWFW 
kein entsprechendes Vorhaben mehr vor. 

 4.2 Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlung des RH nicht 
um. Sie begründete dies mit der aus ihrer Sicht derzeit fehlenden räum-
lichen Realisierungsmöglichkeit eines Weiterbildungszentrums. Der RH 
hielt seine Empfehlung — eine genaue Bestandsaufnahme des Status 
quo und ein detailliertes Konzept zu erstellen — für den Fall der künf-
tigen Konkretisierung des Weiterbildungszentrums aufrecht.

 4.3 Die Medizinische Universität Wien teilte in ihrer Stellungnahme mit, 
ein Weiterbildungszentrum beginnend mit dem Studienjahr 2014/2015 
einzurichten, um u.a. für die große Zahl neuer Anträge für Universi-
tätslehrgänge eine stärkere organisatorische und administrative Unter-
stützung anbieten zu können. Dies erscheine sowohl im Zusammenhang 
mit der ärztlichen Weiterbildung als auch mit geplanten Kooperationen 
mit dem AKH sinnvoll.

 4.4 Gerade wegen der Entscheidung der Universität, nunmehr doch ein 
Weiterbildungszentrum zu schaffen, bekräftigte der RH seine Empfeh-
lung, eine Bestandsaufnahme des Status quo durchzuführen und ein 
detailliertes Konzept zu entwickeln.

Intern abgewickelte 
Universitätslehrgänge

Organisation
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 5.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 16) der Medizinischen Uni-

versität Wien, der Montanuniversität Leoben sowie der Universität 
Salzburg die Erlassung gleichlautender Curricula bei mit anderen Uni-
versitäten gemeinsam durchgeführten Universitätslehrgängen empfoh-
len, um die Zuordnung der Fächer oder Lehrveranstaltungen zu der 
jeweiligen Bildungseinrichtung ersichtlich zu machen. 

Weiters hatte der RH der Medizinischen Universität Wien (Universi-
tätslehrgang Public Health) und der Montanuniversität Leoben (Uni-
versitätslehrgang International Mining Engineer) empfohlen, in die-
sem Sinne auch die Kooperationsvereinbarungen mit den Curricula 
abzustimmen. Diese standen an beiden Universitäten im Widerspruch 
zueinander.

Schon seit der UG–Novelle 2009 waren bei gemeinsam von mehre-
ren Universitäten durchgeführten Lehrgängen von den beteiligten Bil-
dungseinrichtungen gleichlautende Curricula zu erlassen, in denen die 
Zuordnung der Fächer oder Lehrveranstaltung zu der jeweiligen Bil-
dungseinrichtung ersichtlich war.

(2) Das Nachfrageverfahren ergab Folgendes:

(a) Die Medizinische Universität Wien hatte mitgeteilt, dass eine Cur-
riculumänderung, die klarstelle, dass der betroffene Lehrgang Public 
Health nunmehr ausschließlich von der Medizinischen Universität 
angeboten werde, in Vorbereitung sei. Darüber hinaus werde ein Rah-
menvertrag mit der Universität Wien ausgearbeitet, wovon auch der 
Kooperationsvertag des Lehrgangs Public Health betroffen sei. Ent-
sprechende Adaptionen würden anschließend vorgenommen.

(b) Die Montanuniversität Leoben hatte mitgeteilt, dass diese Empfeh-
lung mittlerweile umgesetzt sei. Das Curriculum des Lehrgangs „Inter-
national Mining Engineer“ sei durch den Senat der Montanuniversität 
novelliert worden. Da es sich um einen ausschließlich von der Mon-
tanuniversität Leoben durchgeführten Lehrgang handle und andere 
Universitäten lediglich in deren Auftrag Module abarbeiteten, gebe es 
keine Notwendigkeit von entsprechenden Curricula an den anderen 
Universitäten. Die dem Curriculum zugrunde liegende Vereinbarung 
zwischen den Universitäten sei angepasst worden.

Kooperationen

Organisation
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Darüber hinaus seien die Curricula der gemeinsamen Lehrgänge 
„NATM5 Engineering“ und „NATM Master of Engineering“ der TU Graz 
und der Montanuniversität Leoben von den Senaten der beiden Uni-
versitäten mit identem Inhalt beschlossen worden.

(c) Die Universität Salzburg hatte mitgeteilt, dass derzeit keine mit 
anderen Bildungseinrichtungen gemeinsam durchgeführten Lehrgänge 
mehr eingerichtet seien. 

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

(a) Die Medizinische Universität Wien arbeitete noch an der Rahmen-
vereinbarung mit der Universität Wien. Diese Vereinbarung sollte län-
gerfristig gelten, auf mehrere Lehrgänge anzuwenden sein und auch 
zukünftige Kooperationen abdecken. Die entsprechenden öffentlichen 
Informationen wurden richtig gestellt, eine entsprechende Änderung im 
Curriculum des Lehrgangs Public Health war jedoch noch nicht erfolgt.

Zwischenzeitlich hatte die Medizinische Universität Wien einen gemein-
samen Lehrgang (Patientensicherheit) mit der Universität Wien ein-
gerichtet. Im Rahmen dieses Lehrgangs hatte die Medizinische Uni-
versität Wien im Mitteilungsblatt vom Dezember 2011 ein Curriculum 
erlassen, das in den wesentlichen Teilen (organisatorische Abwick-
lung, Studien– und Prüfungsordnung) gleichlautend mit jenem der 
Universität Wien war.

(b) Die Montanuniversität Leoben hatte das letztgültige Curriculum 
für den Lehrgang „International Mining Engineer“ im Mitteilungs-
blatt vom Juni 2012 veröffentlicht, aus dem hervorging, dass es sich 
um einen Lehrgang der Montanuniversität Leoben handelte. Dieser 
von der Montanuniversität mit ausländischen Partnern durchgeführte 
Lehrgang war Gegenstand einer Kooperationsvereinbarung zwischen 
der Montanuniversität und einem ausländischen Unternehmen vom 
März 2012 über die Abwicklung einzelner Module des Lehrgangs. Die 
Beschreibung der Module entsprach dem Curriculum.

Darüber hinaus hatte die Montanuniversität Leoben zwei gemeinsame 
Lehrgänge6 mit der TU Graz eingerichtet. Die Curricula wurden von der 
Montanuniversität im Jänner 2011 und von der TU Graz im März 2011 
in den Mitteilungsblättern veröffentlicht und waren gleichlautend.

5 NATM: New Austrian Tunneling Method
6 NATM Engineering und NATM Master of Engineering (NATM steht dabei für New Aus-

trian Tunneling Method)

Organisation
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(c) Die Universität Salzburg hatte seit der Veröffentlichung des Vorbe-
richtes keinen gemeinsamen Lehrgang mit anderen Bildungseinrich-
tungen eingerichtet. Beim im Vorbericht betroffenen Lehrgang „Master 
of Business Law“ beschloss die Universität Salzburg im Oktober 2011 
eine Änderung des Curriculums und wickelte diesen nun als ausschließ-
lichen Universitätslehrgang der Universität Salzburg ab.

 5.2 (a) Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlungen des 
RH, gleichlautende Curricula zu erlassen bzw. die Kooperationsver-
einbarungen abzustimmen, teilweise um, indem sie zwar ein gleich-
lautendes Curriculum im Lehrgang Patientensicherheit erlassen, aber 
den Rahmenvertrag mit der Universität Wien noch nicht abgeschlos-
sen hatte.

(b) Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlungen des RH 
vollständig um, indem sie bei zwischenzeitlich gemeinsam mit der 
TU Graz eingerichteten Lehrgängen gleichlautende Curricula erließ 
und die Kooperationvereinbarung mit dem Curriculum des Lehrgangs 
„International Mining Engineer“ abstimmte.

(c) Durch den Wegfall von gemeinsam mit anderen Bildungseinrich-
tungen durchgeführten Universitätslehrgängen bestand an der Uni-
versität Salzburg nunmehr kein Anwendungsfall für die Empfehlung 
des RH. Der RH hielt seine Empfehlung, bei mit anderen Universitäten 
gemeinsam durchgeführten Universitätslehrgängen gleichlautende Cur-
ricula zu erlassen, für zukünftige Fälle aufrecht.

 5.3 Laut Stellungnahme der Medizinischen Universität Wien habe sie im 
August 2013 einen Entwurf des Kooperationsvertrages an die Univer-
sität Wien übermittelt. Ein Abschluss sei allerdings noch nicht erfolgt.

Bestellung

 6.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 19) der Medizinischen Uni-
versität Wien, der Montanuniversität Leoben sowie der Universität 
Salzburg empfohlen, Bestellungen zu Lehrgangsleitern aus Transpa-
renzgründen stets schriftlich zu dokumentieren und auch zu veröf-
fentlichen.

Wissenschaftliche 
Lehrgangsleiter

Lehrgangsleiter
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(2) Das Nachfrageverfahren ergab Folgendes:

(a) Die Medizinische Universität Wien hatte bekannt gegeben, dass die 
Veröffentlichung der Bestellung zu Lehrgangsleitern zusammen mit 
der Erteilung einer diesbezüglichen Vollmacht (siehe TZ 8) in die Wege 
geleitet worden sei und zukünftig so erfolgen werde.

(b) Die Montanuniversität Leoben hatte bekannt gegeben, alle Lehr-
gangsleiterbestellungen im Mitteilungsblatt zu veröffentlichen.

(c) Die Universität Salzburg hatte mitgeteilt, dass seit dem Vorbericht 
vom November 2011 für vier Lehrgänge Bestellungen erfolgt waren. 
Die Leiter hätten ein schriftliches Bestellungsschreiben durch den Vize-
rektor erhalten und eine Veröffentlichung sei im Mitteilungsblatt vom 
Juni 2012 erfolgt.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

(a) Die Medizinische Universität Wien plante die Veröffentlichung 
sämtlicher Lehrgangsleiter–Bestellungen gebündelt im Juni 2013. Zur 
Zeit der örtlichen Gebarungsüberprüfung durch den RH lagen jedoch 
noch keine entsprechenden Veröffentlichungen vor.

(b) Zur Zeit der Überprüfung durch den RH hatte die Montanuni-
versität Leoben zwölf Universitätslehrgänge eingerichtet. Die Bestel-
lungen sämtlicher Lehrgangsleiter waren in den Mitteilungsblättern 
der Montanuniversität Leoben veröffentlicht. Die letzte Veröffentli-
chung erfolgte im Mai 2013.

(c) Nach der Veröffentlichung des Vorberichts hatte die Universität 
Salzburg vier weitere Bestellungen zu Lehrgangsleitern vorgenommen. 
Diese waren im Mitteilungsblatt vom Juni 2013 veröffentlicht worden.

 6.2 Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlung des RH nicht 
um. Der RH hielt seine Empfehlung, Bestellungen stets schriftlich zu 
dokumentieren und zu veröffentlichen, daher aufrecht.

Die Montanuniversität Leoben sowie die Universität Salzburg setzten 
die Empfehlung des RH durch die Veröffentlichung um.

Lehrgangsleiter
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 6.3 Die Medizinische Universität Wien gab in ihrer Stellungnahme die 

zwischenzeitliche Veröffentlichung sämtlicher Lehrgangsleiter–Bestel-
lungen einschließlich der Erteilung einer Vollmacht gemäß § 28 UG 
im Mitteilungsblatt7 bekannt.

Vollmachten 

 7.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 20) der Montanuniversität 
Leoben und der Universität Salzburg empfohlen, Richtlinien im Sinne 
des § 28 UG speziell für Universitätslehrgänge8 zu erlassen.

(2) (a) Die Montanuniversität Leoben hatte im Nachfrageverfahren 
darauf verwiesen, dass es für die Errichtung und Abwicklung von 
Universitätslehrgängen einen richtlinienersetzenden, standardisierten 
Prozess gebe.

(b) Die Universität Salzburg hatte im Nachfrageverfahren darauf ver-
wiesen, dass es aufgrund bestehender Richtlinien bereits möglich sei, 
Leiter von Universitätslehrgängen gemäß § 28 UG zu bevollmächti-
gen. Die Notwendigkeit einer Sonderregelung für Universitätslehr-
gänge werde daher geprüft.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

(a) Die Montanuniversität Leoben hatte mit Juni 2011 zwischenzeitlich 
eine Gebarungsrichtlinie erlassen, derzufolge Arbeitnehmer — damit 
auch Lehrgangsleiter — der Universität bevollmächtigt werden konn-
ten, Rechtsgeschäfte im Namen der Universität abzuschließen. Diese 
Bevollmächtigungen waren richtliniengemäß im Mitteilungsblatt der 
Universität zu verlautbaren. Die Montanuniversität Leoben wandte 
diese allerdings vornehmlich bei Leitern von CD–Labors9 an, nicht 
jedoch für Leiter von Universitätslehrgängen, wie vom RH empfoh-
len. Im Zuge der Gebarungsüberprüfung sagte die Montanuniversi-
tät Leoben zu, die Gebarungsrichtlinie bezüglich Rechtsgeschäfte der 
Universitätslehrgänge zu spezifizieren.

7 15. Stück Mitteilungsblatt, Studienjahr 2013/2014, Nr. 18–19 vom 6. März 2014
8 Gemäß § 28 UG konnte der Rektor unter Beachtung der vom Rektorat erlassenen 

Richtlinien festlegen, welche Arbeitnehmer Rechtsgeschäfte im Namen der Universität 
abschließen dürfen. Solche Richtlinien des Rektorats hatten zwar an allen drei Univer-
sitäten bestanden; jedoch nur die Medizinische Universität Wien hatte darin explizit 
die Befugnis des Rektors festgelegt, Lehrgangsleiter zum Abschluss von Rechtsgeschäf-
ten zu bevollmächtigen.

9 CD–Labor: Christian–Doppler–Labor

Lehrgangsleiter
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Die Montanuniversität Leoben wickelte ihre Universitätslehrgänge 
darüber hinaus anhand einer Prozessbeschreibung aus dem Jahr 2013 
für die Einrichtung und Durchführung von Universitätslehrgängen ab. 
Diese regelte u.a. die Bestellung der Lehrgangsleiter.

(b) Die Universität Salzburg hatte im Rahmen einer Satzungsänderung 
vom Oktober 2011 die Bestellung von Lehrgangsleitern verankert. Darin 
war neben der Befugnis zur Lehrgangsleiterbestellung auch die damit 
verbundene Vollmacht gemäß § 28 UG geregelt.

 7.2 (a) Die Montanuniversität Leoben setzte mit der zwischenzeitlich erlas-
senen Gebarungsrichtlinie — derzufolge Arbeitnehmer der Universität 
bevollmächtigt werden konnten, Rechtsgeschäfte im Namen der Uni-
versität abzuschließen — und der geplanten Ergänzung hinsichtlich 
Universitätslehrgänge die Empfehlung des RH, Richtlinien im Sinne 
des § 28 UG speziell für Universitätslehrgänge zu erlassen, teilweise 
um.

Der RH hielt seine Empfehlung aufrecht und empfahl, die Gebarungs-
richtlinie und die korrespondierenden Richtlinien zur Durchführung 
von Projekten sowie zur Ausübung und Vergabe von Bevollmächti-
gungen hinsichtlich Universitätslehrgänge zu ergänzen.

(b) Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH durch die 
entsprechende Satzungsänderung vom Oktober 2011 um.

 7.3 Die Montanuniversität Leoben teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass 
die Gebarungsrichtlinie nunmehr bezüglich der „§ 28 Projektmittel“ 
um die Formulierung ,,Leiter von Universitätslehrgängen“ ergänzt und 
im Mitteilungsblatt10 veröffentlich worden sei.

 8.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 20) der Medizinischen Uni-
versität Wien, der Montanuniversität Leoben sowie der Universität 
Salzburg empfohlen, die notwendigen Vollmachten zu erteilen und im 
Mitteilungsblatt zu veröffentlichen, falls die Vornahme von Rechts-
geschäften für die Ausübung der Lehrgangsleitertätigkeit erforderlich 
erschien.

(2) (a) Die Medizinische Universität Wien hatte im Nachfrageverfahren 
mitgeteilt, dass die Veröffentlichung der Bestellung von Lehrgangslei-
tern zusammen mit der Erteilung einer § 28–Vollmacht in die Wege 
geleitet worden sei und zukünftig erfolgen werde.

10 Mitteilungsblatt vom 25. Februar 2014, Stück Nr. 38

Lehrgangsleiter
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(b) Die Montanuniversität Leoben hatte im Nachfrageverfahren darauf 
verwiesen, dass ausschließlich Leiter von wissenschaftlichen Organi-
sationseinheiten als Lehrgangsleiter bestellt seien und im Rahmen der 
bestehenden Vollmachten arbeiten würden. Sollten künftig Lehrgangs-
leiter hinzukommen, die nicht die entsprechenden Vollmachten besit-
zen, werde ihnen eine § 28–Vollmacht erteilt werden. 

(c) Die Universität Salzburg hatte im Nachfrageverfahren darauf ver-
wiesen, dass bislang noch keine Vollmachten erteilt worden seien, weil 
noch geprüft werde, ob entsprechende Richtlinien gemäß § 28 UG 2002 
erlassen werden sollen. 

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

(a) Die Medizinische Universität Wien plante, die Vollmachten gebün-
delt im Juni 2013 zu erteilen und zu veröffentlichen. Zur Zeit der 
örtlichen Gebarungsüberprüfung durch den RH lagen jedoch keine 
entsprechenden Vollmachten und Veröffentlichungen vor.

(b) Auch bei der Montanuniversität Leoben lagen zur Zeit der örtlichen 
Gebarungsüberprüfung durch den RH keine veröffentlichten Voll-
machten vor. Die Montanuniversität Leoben stellte in Aussicht, Lehr-
gangsleiter künftig hinsichtlich der Durchführung von damit verbun-
denen Rechtsgeschäften zu ermächtigen bzw. die Gebarungsrichtlinie 
bezüglich Bevollmächtigungen gemäß § 28 UG für die Erteilung von 
Rechtsgeschäften für Universitätslehrgänge zu ergänzen.

(c) Die Universität Salzburg hatte im Rahmen einer Satzungsände-
rung vom Oktober 2011 die Veröffentlichung von Vollmachten für 
Lehrgangsleiter verankert. Sie veröffentlichte bei den zwischenzeit-
lich vorgenommenen vier Lehrgangsleiterbestellungen auch die ent-
sprechenden Bevollmächtigungen im Mitteilungsblatt der Universi-
tät vom Juni 2013.

 8.2 (a) Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlung des RH, 
Lehrgangsleitern die notwendigen Vollmachten zu erteilen und im Mit-
teilungsblatt zu veröffentlichen, nicht um (siehe auch TZ 6). Der RH 
hielt seine Empfehlung daher aufrecht. 

(b) Die Montanuniversität Leoben setzte diese Empfehlungen ebenfalls 
nicht um. Der RH hielt daher seine Empfehlung, Lehrgangsleitern die 
notwendigen Vollmachten zu erteilen und im Mitteilungsblatt zu ver-
öffentlichen, aufrecht. 
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(c) Die Universität Salzburg setzte die Empfehlungen des RH um, indem 
sie die entsprechenden Bevollmächtigungen für die zwischenzeitlich 
bestellten Lehrgangsleiter im Mitteilungsblatt der Universität veröf-
fentlichte.

 8.3 (a) Die Medizinische Universität Wien gab in ihrer Stellungnahme die 
zwischenzeitliche Veröffentlichung sämtlicher Lehrgangsleiter–Bestel-
lungen einschließlich der Erteilung einer Vollmacht gemäß § 28 UG 
im Mitteilungsblatt11 bekannt.

(b) Die Montanuniversität Leoben wies in ihrer Stellungnahme, wie 
schon im Nachfrageverfahren, darauf hin, dass derzeit ausschließlich 
Leiter von wissenschaftlichen Organisationseinheiten als Lehrgangslei-
ter bestellt seien und im Rahmen der bestehenden Vollmachten (gemäß 
§ 27 UG) keine Vollmacht nach § 28 UG benötigen würden. Sollten 
künftig Lehrgangsleiter hinzukommen, die nicht die entsprechenden 
Vollmachten besitzen, werde ihnen eine Vollmacht gemäß § 28 UG 
erteilt werden. Die Gebarungsrichtlinie sei entsprechend novelliert wor-
den, um klarzustellen, dass gemäß der oben angeführten Vorgehens-
weise eine Bevollmächtigung gemäß § 28 UG zugeteilt wird.

 8.4 Der RH erwiderte der Montanuniversität Leoben, dass die Vornahme 
von Rechtsgeschäften im Namen der Universität in Angelegenheiten 
von Universitätslehrgängen von der Vollmacht gemäß § 27 UG nicht 
umfasst ist. Er hielt daher seine Empfehlung, Lehrgangsleitern entspre-
chende Vollmachten gemäß § 28 UG zu erteilen und im Mitteilungs-
blatt zu veröffentlichen, aufrecht. Solch eine Befugnis würde den Rah-
men, in welchem ein Lehrgangsleiter Rechtsgeschäfte im Namen der 
Universität abschließen darf, bestimmen und somit im Außenverhält-
nis eine entsprechende Rechtssicherheit gewährleisten.

Aufgabenprofil

 9.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 21) den drei überprüften 
Universitäten die Festlegung eines Aufgabenprofils für den wissen-
schaftlichen Lehrgangsleiter in der Satzung, aber insbesondere in allen 
Curricula und Vereinbarungen mit externen Einrichtungen empfoh-
len — dies in Hinblick auf die Bedeutung der wissenschaftlichen Lehr-
gangsleiter für die sachgerechte Gestaltung bzw. Abwicklung eines 
Universitätslehrgangs.

11 15. Stück Mitteilungsblatt, Studienjahr 2013/2014, Nr. 18–19 vom 6. März 2014
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(2) Das Nachfrageverfahren ergab Folgendes:

(a) Die Medizinische Universität Wien hatte mitgeteilt, dass das Rekto-
rat dem Senat einen Entwurf für die Novellierung der Satzung vorge-
legt habe, in dem ein Curriculumorganisationsplan für Universitätslehr-
gänge vorgesehen war. In diesem Curriculumorganisationsplan seien 
u.a. Regelungen zur Festlegung des Aufgabenprofils der wissenschaftli-
chen und organisatorischen Lehrgangsleitung aufzunehmen. Ein Orga-
nisationsplan sei in Ausarbeitung, könne aber erst nach Genehmigung 
der Satzungsänderungen durch den Senat erlassen werden.

(b) Die Montanuniversität Leoben hatte im Nachfrageverfahren ange-
kündigt, eine Verankerung des Aufgabenprofils des wissenschaftli-
chen Lehrgangsleiters in der Satzung zu prüfen. Die Aufgaben des 
Lehrgangsleiters wären im jeweiligen Curriculum festgelegt; für die 
wissenschaftliche Ausgestaltung des Lehrgangs sei die Curriculums-
kommission zuständig. 

(c) Die Universität Salzburg hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, 
dass das Aufgabenprofil der Lehrgangsleiter in der Satzung, den Lehr-
gangsleiter–Bestellungsschreiben sowie in den Kooperationsverträgen 
definiert werde. 

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

(a) Die durch die Medizinische Universität Wien angekündigte Ände-
rung der Satzung war zur Zeit der örtlichen Gebarungsüberprüfung 
durch den RH vom Senat noch nicht beschlossen worden bzw. auch 
die damit verbundenen Schritte wie die Erstellung des Curriculumor-
ganisationsplans oder die Festlegungen des Aufgabenprofils des wis-
senschaftlichen Lehrgangsleiters noch nicht umgesetzt.

(b) Die Montanuniversität Leoben hatte zwischenzeitlich drei neue 
Curricula beschlossen und zwischen Jänner 2011 und Juni 2012 ver-
öffentlicht. Diese enthielten grundsätzlich die Beschreibungen bzw. 
Aufgaben der Lehrgangsleitung. Laut Montanuniversität Leoben waren 
die Lehrgangsleiter gleichzeitig auch Lehrstuhlleiter, welche aufgrund 
ihrer Berufung zum Lehrstuhlleiter über die fachliche, didaktische und 
administrative Eignung verfügten, in ihren Fachbereichen zu lehren 
und Lehrgänge zu entwickeln. Im Fall einer in Zukunft notwendigen 
Bestellung von anderen Personen zu Lehrgangsleitern würde eine Prü-
fung der Verankerung des Aufgabenprofils in der Satzung vorgenom-
men werden. Derzeit sah die Montanuniversität Leoben dazu jedoch 
keine Notwendigkeit.

Lehrgangsleiter
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(c) Die Universität Salzburg hatte im Rahmen einer Satzungsänderung 
vom Oktober 2011 das Aufgabenprofil von Lehrgangsleitern veran-
kert. Darüber hinaus hatte die Universität Salzburg bei den zwischen-
zeitlich erfolgten vier Lehrgangsleiterbestellungen vom Juni 2013 die 
Aufgaben der Lehrgangsleiter in den Bestellschreiben verankert. Auch 
in den vorliegenden Kooperationsvereinbarungen wurden die Aufga-
ben der Lehrgangsleitung definiert.

 9.2 (a) Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlung des RH 
nicht um, weil sie die erforderliche Satzungsänderung zwar vorberei-
tet hatte, die diesbezügliche Beschlussfassung des Senats allerdings 
noch ausständig war.

(b) Der RH kritisierte, dass die Montanuniversität Leoben derzeit keine 
Verankerung des Aufgabenprofils in der Satzung anstrebte. Er verwies 
diesbezüglich auf die Maßnahmen der Medizinischen Universität Wien 
und der Universität Salzburg. Die Montanuniversität Leoben setzte die 
Empfehlungen des RH daher teilweise um, weil zwar das Aufgaben-
profil für den wissenschaftlichen Lehrgangsleiter in den Curricula fest-
gelegt war, die Universität eine Verankerung in der Satzung derzeit 
jedoch nicht anstrebte. Der RH hielt seine Empfehlung bezüglich der 
Festlegung in der Satzung — in Hinblick auf die Bedeutung der wis-
senschaftlichen Lehrgangsleiter für die sachgerechte Gestaltung bzw. 
Abwicklung eines Universitätslehrgangs — aufrecht. 

(c) Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH um.

 9.3 (a) Laut Stellungnahme der Medizinischen Universität Wien habe der 
Senat zwischenzeitlich die Novelle der Satzung beschlossen, in der ein 
Curriculum–Organisationsplan für Universitätslehrgänge neu vorgese-
hen sei. Die Veröffentlichung der Satzungsnovelle sei im Mitteilungs-
blatt12 erfolgt.

Ein Konzept für den Curriculum–Organisationsplan würde vorliegen; es 
werde auf Vorschlag des zuständigen Curriculumdirektors demnächst 
vom Rektorat erlassen. Dort seien Regelungen zur wissenschaftlichen 
und organisatorischen Lehrgangsleitung sowie deren Aufgaben, allge-
meine Bestimmungen für die Einrichtung einer Geschäftsordnung, von 
Beiräten und Prüfungsausschüssen, für das Berichtswesen und für die 
Durchführung von Evaluationen festgelegt.

12 14. Stück Mitteilungsblatt, Studienjahr 2013/2014, Nr. 16–17 vom 6. März 2014
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(b) Laut Stellungnahme der Montanuniversität Leoben werde derzeit die 
Verankerung des Aufgabenprofils des wissenschaftlichen Lehrgangslei-
ters in der Satzung diskutiert. Im Curriculum seien die Aufgaben des 
Lehrgangsleiters bereits festgelegt. 

(c) Das BMWFW verwies hinsichtlich der diesbezüglichen Empfeh-
lung des RH darauf, dass es mit der Medizinischen Universität Wien 
im Rahmen der Leistungsvereinbarungen 2013–2015 bereits mit Bezug 
auf die Ergebnisse des Vorberichts ein entsprechendes Vorhaben zur 
Entwicklung eines Curriculum–Organisationsplans vereinbart habe. 
Dazu sei anlässlich eines Begleitgesprächs im November 2013 von der 
Medizinischen Universität Wien die entsprechende Satzungsänderung 
angekündigt worden.

 9.4 Der RH bekräftigte gegenüber der Montanuniversität Leoben seine Emp-
fehlung bezüglich der Festlegung eines Aufgabenprofils für den wissen-
schaftlichen Lehrgangsleiter in der Satzung, weil dem wissenschaftli-
chen Lehrgangsleiter für die sachgerechte Gestaltung bzw. Abwicklung 
eines Universitätslehrgangs wesentliche Bedeutung zukommt. 

 10.1 (1) Organisatorische Lehrgangsleiter dienten in der Regel zur organisa-
torischen Unterstützung der wissenschaftlichen Lehrgangsleitung. Der 
RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 22) der Medizinischen Universität 
Wien und der Universität Salzburg eine genaue Definition der Aufga-
ben und Befugnisse der organisatorischen Lehrgangsleiter empfohlen, 
um nach innen wie nach außen die Abgrenzung zum wissenschaftli-
chen Lehrgangsleiter klarzustellen.

(2) (a) Im Nachfrageverfahren hatte die Medizinische Universität Wien 
auf eine geplante Satzungsänderung verwiesen (siehe TZ 9).

(b) Die Universität Salzburg hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, 
dass zur organisatorischen Unterstützung der Lehrgangsleitung soge-
nannte Geschäftsführer herangezogen werden können, wofür in § 114 
der Satzung eine entsprechende Regelung aufgenommen worden sei.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

(a) Entsprechende Definitionen über die Befugnisse der organisato-
rischen Lehrgangsleiter lagen bei der Medizinischen Universität Wien 
zur Zeit der örtlichen Gebarungsüberprüfung durch den RH aufgrund 
des noch ausständigen Senatsbeschlusses zur Satzungsänderung nicht 
vor.

Organisatorische 
Lehrgangsleiter
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(b) Die im Oktober 2011 von der Universität Salzburg vorgenommene 
Satzungsänderung berechtigte die Lehrgangsleitung nunmehr, zur 
organisatorischen Unterstützung mit Genehmigung des zuständigen 
Rektoratsmitglieds einen Geschäftsführer zu bestellen. Dessen Auf-
gaben und Befugnisse waren dort klargestellt, die wissenschaftliche, 
organisatorische und wirtschaftliche Verantwortung verblieb beim wis-
senschaftlichen Lehrgangsleiter. Zwischenzeitlich hatte die Universität 
Salzburg zwei Bestellungen derartiger Geschäftsführer vorgenommen.

 10.2 (a) Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlung des RH 
bezüglich der Definition der Aufgaben und Befugnisse der organisato-
rischen Lehrgangsleiter mangels erfolgter Satzungsänderung nicht um. 
Der RH hielt seine Empfehlung daher aufrecht, Aufgaben und Befug-
nisse der organisatorischen Lehrgangsleiter genau zu definieren.

(b) Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH um, indem 
in der Satzung die Aufgaben und Befugnisse des organisatorischen 
und wissenschaftlichen Lehrgangsleiters abgegrenzt waren.

 10.3 Die Medizinische Universität Wien verwies auf ihre Stellungnahme 
zu TZ 9 bzw. auf die zwischenzeitlich erfolgte Novelle der Satzung13, 
wonach im Curriculum–Organisationsplan die Aufgaben und Tätig-
keiten der organisatorischen Lehrgangsleiter festzulegen sind.

 11.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 25) der Montanuniversität 
Leoben empfohlen, Tätigkeiten des Stammpersonals für Universitäts-
lehrgänge durch einen Zusatz zum bestehenden Arbeitsvertrag zu ver-
einbaren.

Die Montanuniversität Leoben hatte ihr Stammpersonal (ausgenom-
men Beamte) durch einen zusätzlichen, befristeten Arbeitsvertrag mit 
Lektoren–Tätigkeiten in Universitätslehrgängen betraut.

(2) Die Montanuniversität Leoben hatte im Nachfrageverfahren mit-
geteilt, dass die Empfehlung durch eine separate Beauftragung zur 
Abhaltung der Lehre umgesetzt werde.

13 14. Stück Mitteilungsblatt, Studienjahr 2013/2014, Nr. 16–17 vom 6. März 2014
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(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass seit dem Wintersemester 2011 die 
Montanuniversität Leoben Tätigkeiten des Stammpersonals für Univer-
sitätslehrgänge durch einen Zusatz zum bestehenden Arbeitsvertrag 
vereinbarte. Dadurch entfielen die zusätzlichen befristeten Arbeits-
verträge für Lektoren–Tätigkeiten in Universitätslehrgängen, was eine 
abrechnungstechnische Vereinfachung brachte.

 11.2 Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlung des RH durch 
Zusatzvereinbarungen zum bestehenden Arbeitsvertrag um.

 12.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 26) der Medizinischen Uni-
versität Wien und der Universität Salzburg empfohlen, die Personal-
verrechnung hinsichtlich der in extern14 abgewickelten Universitäts-
lehrgängen tätigen Beamten sowie Angestellten15 ausnahmslos durch 
die jeweilige Universität durchzuführen.

(2) (a) Im Nachfrageverfahren hatte die Medizinischen Universität Wien 
eine Vereinheitlichung im Sinne der Empfehlung zugesichert.

(b) Die Universität Salzburg hatte im Nachfrageverfahren die Umset-
zung der Empfehlungen des RH mitgeteilt. Die Vergütungen würden 
über die Lohnverrechnung der Universität auf Basis der Bestätigungen 
der externen Kooperationspartner erfolgen.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

(a) Bei der Medizinischen Universität Wien wurden zur Zeit der ört-
lichen Gebarungsüberprüfung keine Lehrgänge extern abgewickelt. 
Die Medizinische Universität Wien sicherte jedoch zu, der Empfeh-
lung des RH bei entsprechenden neuen Kooperationen mit externen 
Einrichtungen nachzukommen.

(b) Die Universität Salzburg nahm nunmehr für ihre Mitarbeiter die 
Abrechnung von Tätigkeiten in Universitätslehrgängen, im Sinne einer 
„Nebentätigkeitsvergütung“, ausnahmslos selbst vor.

14 Bei extern abgewickelten Lehrgängen bediente sich die jeweilige Universität zur wirt-
schaftlichen und organisatorischen Abwicklung einer außeruniversitären, externen 
Einrichtung. In diesem Sinne unterscheidet der RH zwischen intern und extern abge-
wickelten Lehrgängen.

15 mit dem Vertragsbedienstetengesetz 1948 als materiell maßgeblichem Arbeitsrecht
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 12.2 (a) An der Medizinischen Universität Wien bestand mit dem Wegfall 
der extern abgewickelten Universitätslehrgänge kein Anwendungsfall 
für die Empfehlung des RH. Der RH hielt seine Empfehlung für allfäl-
lige neue Kooperationen mit externen Einrichtungen aufrecht.

(b) Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH um, indem 
sie die Abrechnung von Tätigkeiten in Universitätslehrgängen im Sinne 
einer „Nebentätigkeitsvergütung“ ausnahmslos selbst vornahm.

 12.3 Laut Stellungnahme der Medizinischen Universität Wien werde sie die 
Empfehlung, die Personalverrechnung hinsichtlich der in extern abge-
wickelten Universitätslehrgängen tätigen Beamten sowie Angestell-
ten16 ausnahmslos selbst durchzuführen, bei künftigen Kooperationen 
umsetzen.

 13.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 28) der Medizinischen Uni-
versität Wien und der Universität Salzburg empfohlen, die Zeiten für 
Präsenzlehre im Curriculum grundsätzlich festzulegen. 

Schon zur Überprüfung der vielfach in den Prüfungsordnungen pro-
zentmäßig festgelegten Anwesenheitspflicht der Studierenden war eine 
solche Festlegung auf Lehrveranstaltungsebene oder auf geeignet höher 
aggregierter Ebene angebracht. Ebenso dienten entsprechende Fest-
legungen der Transparenz der Rahmenbedingungen des Universitäts-
lehrgangs und unterstützten die Lehrgangsteilnehmer in ihren Studi-
enplanungen wie auch die Universität bei der Planung, Abwicklung 
und Abrechnung des Universitätslehrgangs.

Darüber hinaus hatte der RH der Montanuniversität Leoben empfoh-
len, eine entsprechende Anpassung der Präsenzzeiten in den Curri-
cula vorzunehmen, da die abgerechneten Präsenzstunden fallweise 
von den im Curriculum in Semesterstunden vorgegebenen Präsenz-
zeiten abwichen.

(2) (a) Die Medizinische Universität Wien hatte im Nachfrageverfah-
ren zugesagt, bei Neueinreichung bzw. Novellierung von Curricula die 
Präsenzzeiten anzugeben.

(b) Die Montanuniversität Leoben hatte im Rahmen des Nachfragever-
fahrens darauf verwiesen, dass die Anpassung der Präsenzzeiten des 
Universitätslehrgangs „Generic Management“ geprüft und im Zuge 
der Reakkreditierung im Mai 2012 mit einer internationalen Gutach-

16 mit dem Vertragsbedienstetengesetz 1948 als materiell maßgeblichem Arbeitsrecht
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Lehrende in Universitätslehrgängen



Universitätslehrgänge; 
Follow–up–Überprüfung

Bund 2014/9  259

BMWFW
tergruppe diskutiert worden sei. Diese habe das für einen berufsbe-
gleitenden Lehrgang vorliegende Verhältnis zwischen Präsenzzeiten 
und Zeiten des Selbststudiums bestätigt. 

(c) Die Universität Salzburg hatte im Nachfrageverfahren zugesichert, in 
Hinkunft keine Curricula ohne Semesterstundenangabe zu akzeptieren.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

(a)  An der Medizinischen Universität Wien waren zwischenzeitlich 
zwei neue Lehrgangscurricula und eine Änderung beschlossen und im 
Mitteilungsblatt der Universität vom Februar 2013 veröffentlicht wor-
den. Bei neu eingerichteten bzw. novellierten Lehrgängen war die Prä-
senzzeit im Curriculum angegeben.

(b) Die Montanuniversität Leoben reagierte auf die Empfehlung, die 
Präsenzzeiten in den Curricula anzupassen, folgendermaßen: Sie legte 
einen Bericht zur Reakkreditierung — in dem das für einen berufsbe-
gleitenden Lehrgang vorliegende Verhältnis zwischen Präsenzzeiten, 
Zeiten des Selbststudiums und den damit gegebenen ECTS–Punkten 
bestätigt wurde — sowie Stundenpläne mit der Angabe der Anwesen-
heitszeiten der Vortragenden vor. Fallweise weiterhin vorkommende 
Abweichungen zwischen Anwesenheitszeiten und den Präsenzzeiten 
laut Curriculum wurden mit dem Einsatz unterschiedlicher Lernformen 
in den betreffenden Lehrveranstaltungen aufgrund der berufsbegleiten-
den Abwicklung des Lehrgangs in Blöcken zu jeweils 3 ½ Tagen pro 
Monat begründet. Damit seien unterschiedliche didaktische Anforde-
rungen sowie ein zusätzlicher Betreuungsaufwand gegeben, die diese 
Abweichungen rechtfertigen würden.

(c) Die Universität Salzburg hatte zwischen Juni 2011 und Mai 2013 bei 
14 Universitätslehrgängen die Curricula neu beschlossen oder abge-
ändert. In sämtlichen Curricula waren die Präsenzzeiten in Form von 
Semesterwochenstunden zu entnehmen.

 13.2 Die Medizinische Universität Wien und die Universität Salzburg setzten 
die Empfehlungen des RH um, indem bei allen neu eingerichteten Lehr-
gängen die Zeiten für Präsenzlehre im Curriculum angegeben waren. 

Die Montanuniversität Leoben setzte die an sie gerichtete Empfeh-
lung des RH um, weil sie die fallweisen Abweichungen zwischen Prä-
senzstunden laut Curriculum und Anwesenheitszeiten nunmehr plau-
sibel begründete.
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 14.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 30) den drei überprüften 
Universitäten empfohlen, universitätsweit einheitliche Zahlungs– und 
Stornobedingungen bei Universitätslehrgängen festzulegen und diese 
auch den durchführenden externen Einrichtungen zu überbinden. Dies 
deshalb, weil Universitätslehrgänge sich von ordentlichen Studien u.a. 
dadurch unterschieden, dass relativ hohe Lehrgangsbeiträge zu ent-
richten waren, um die zumindest kostendeckende Durchführung zu 
erreichen.

(2) Das Nachfrageverfahren ergab Folgendes:

(a) Die Medizinische Universität Wien hatte im Nachfrageverfahren 
mitgeteilt, dass ein Entwurf für Allgemeine Geschäftsbedingungen 
vorliege, der einheitliche Stornobedingungen für alle Universitätslehr-
gänge vorsehe. Deren Publikation sei bis Ende 2012 geplant.

(b) Die Montanuniversität Leoben hatte im Nachfrageverfahren mit-
geteilt, dass aufgrund der Heterogenität der Lehrgänge die Universi-
tät bei den einzelnen Universitätslehrgängen lediglich überprüfe, dass 
Zahlungs– und Stornobedingungen geregelt sind. Deren Einheitlichkeit 
habe sich aufgrund der Erfahrungen der Vergangenheit jedoch weder 
als notwendig noch als zweckmäßig erwiesen.

(c) Die Universität Salzburg hatte im Nachfrageverfahren auf die in 
der Satzung geregelte Pflicht der Lehrgangsleitung zur Festlegung 
von Zahlungs– und Stornobedingungen verwiesen. Diese seien darü-
ber hinaus dem zuständigen Vizerektor vor Veröffentlichung zur Prü-
fung vorzulegen.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

(a) Die von der Medizinischen Universität Wien entwickelten Allge-
meinen Geschäftsbedingungen sahen neben Fragen der Bewerbung 
auch einheitliche Bedingungen zur Entrichtung des Lehrgangsbeitrags 
und Stornobedingungen für sämtliche Universitätslehrgänge der Medi-
zinischen Universität Wien vor. Allerdings wurden die Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen bis zur Zeit der örtlichen Gebarungsüberprü-
fung im Juli 2013 noch nicht rechtswirksam vom Rektorat erlassen.

(b) Die Modalitäten für Zahlungen und Stornierungen waren bei den 
Lehrgängen der Montanuniversität Leoben nicht einheitlich geregelt. 
Entsprechende Hinweise zu Zahlung und Stornobedingungen fanden 
sich auf den Programmfoldern bzw. auf der Webseite der jeweiligen 
Lehrgänge. Aufgrund der spezifischen Ausprägung der Universitäts-
lehrgänge hatte die Montanuniversität Leoben diese in drei Kategorien 
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(Lehrgänge bis zu einer Dauer von drei Semestern, Lehrgänge mit aka-
demischem Abschluss ab einer Dauer von drei Semestern und interna-
tionale Lehrgänge) unterteilt. In der ersten Kategorie waren die Zah-
lungs– und Stornobedingungen einheitlich.

(c) Die Zahlungs– und Stornobedingungen waren bei Lehrgängen der 
Universität Salzburg in der Regel in den Anmeldedokumenten oder 
in den Ausbildungsverträgen geregelt. Externe Partner der Univer-
sität Salzburg verfügten fallweise über einheitliche Zahlungs– und 
Stornobedingungen — eine universitätsweite Vereinheitlichung war 
nicht erfolgt.

 14.2 Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlung des RH teil-
weise um, indem sie mit dem Entwurf der Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen erste Schritte zu einheitlichen Zahlungs– und Stornobe-
dingungen setzte. Er empfahl, die Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
umgehend zu erlassen.

Die Montanuniversität Leoben und die Universität Salzburg setzten 
die Empfehlung des RH bezüglich universitätsweit einheitlicher Zah-
lungs– und Stornobedingungen für Universitätslehrgänge nicht um. 
Der RH verblieb bei seiner Empfehlung und erachtete die Vorgabe 
von Mindeststandards für solche allgemeinen Bedingungen (neben 
Zahlungs– und Stornobedingungen auch bspw. Haftungsregelungen 
und Festlegungen für Leistungsänderungen) für erforderlich, um die 
kostendeckende Durchführung der Universitätslehrgänge zu erreichen.

 14.3  (a) Laut Stellungnahme der Medizinischen Universität Wien habe das 
Rektorat die Allgemeinen Geschäftsbedingungen für Universitätslehr-
gänge nunmehr beschlossen, in denen einheitliche Regelungen für alle 
Lehrgänge insbesondere hinsichtlich Bewerbung, Zulassung, Entrich-
tung des Lehrgangsbeitrags, Stornobedingungen, Leistungsänderungen, 
Haftung, Ausschluss etc. getroffen werden. Die Veröffentlichung war 
im Mitteilungsblatt17 erfolgt.

(b) Laut Stellungnahme der Montanuniversität Leoben erachte sie auf-
grund der Heterogenität der Universitätslehrgänge einheitliche Zah-
lungs– und Stornobedingungen für alle Universitätslehrgänge als nicht 
zweckmäßig. Sie unterscheide daher zwischen Lehrgängen bis zu drei 
Semestern, Lehrgängen mit akademischem Abschluss ab drei Semes-
tern und internationalen Universitätslehrgängen. Die Zahlungs– und 
Stornobedingungen seien demnach für Lehrgänge bis zu drei Semes-
tern einheitlich, für Lehrgänge mit akademischem Abschluss würden 

17 13. Stück Mitteilungsblatt, Studienjahr 2013/2014, Nr. 15 vom 6. März 2014
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diese von den jeweiligen Lehrgangsleitern festgelegt und bei internati-
onalen Universitätslehrgängen seien die Kooperationsverträge für die 
Regelung maßgeblich.

(c) Die Universität Salzburg wies in ihrer Stellungnahme, vor dem Hin-
tergrund der Kooperation mit verschiedenen externen Partnern, auf die 
Schwierigkeit hin, wortidente, einheitliche Zahlungs– und Stornobe-
dingungen für alle Lehrgänge verpflichtend vorzuschreiben. Sie sicherte 
allerdings Bemühungen zu, einheitliche Mindeststandards zu erarbeiten 
und zu verlautbaren, welche sodann in allen Zahlungs– und Storno-
bedingungen umgesetzt werden müssten.

 14.4 Der RH wertete die Bemühungen der Montanuniversität Leoben und 
der Universität Salzburg, eine Vereinheitlichung bzw. Kategorisierung 
der Zahlungs– und Stornobedingungen zu erwirken, positiv. Er verblieb 
jedoch bei seiner Empfehlung und erachtete die Vorgabe von Mindest-
standards für solche allgemeinen Bedingungen (neben Zahlungs– und 
Stornobedingungen auch bspw. Haftungsregelungen und Festlegungen 
für Leistungsänderungen) deshalb für erforderlich, weil bei Universi-
tätslehrgängen relativ hohe Lehrgangsbeiträge zu entrichten waren, 
um die — zumindest kostendeckende — Durchführung sicherzustellen.

 15.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 31) der Medizinischen Uni-
versität Wien und der Universität Salzburg empfohlen, Haftungsbe-
stimmungen in alle mit externen Einrichtungen abgeschlossenen Ver-
einbarungen aufzunehmen, um u.a. Haftungen der Universitäten für 
Verbindlichkeiten der externen Einrichtungen aus der Durchführung 
der Lehrgänge auszuschließen. In diesem Zusammenhang hatte der 
RH den beiden Universitäten auch empfohlen, in den entsprechenden 
Vereinbarungen die organisatorische und finanzielle Vorgangsweise 
dafür festzulegen, dass die externe Einrichtung den Universitätslehr-
gang nicht vollständig durchführen kann. Dies deshalb, weil in der 
Regel die Universitäten verpflichtet waren, derart begonnene Lehr-
gänge fortzuführen und abzuschließen.

(2) (a) Die Medizinische Universität Wien hatte im Rahmen des Nach-
frageverfahrens zugesichert, zukünftige Kooperationsverträge mit Haf-
tungsbestimmungen zu versehen. Seit Vorliegen des Vorberichts sei 
allerdings noch kein neuer Vertrag abgeschlossen worden. Von einer 
nicht vollständigen Durchführung und somit von den Empfehlungen 
des RH betroffen sei lediglich ein Lehrgang der Medizinischen Uni-
versität Wien.

Durchführungs–  
und Haftungs-
bestimmungen 
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(b) Die Universität Salzburg hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, 
dass in allen neuen Kooperationsverträgen Haftungsbestimmungen 
enthalten seien.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

(a) Die Medizinische Universität Wien hatte zur Zeit der Gebarungs-
überprüfung keine Vereinbarungen mit externen Partnern zur orga-
nisatorischen Unterstützung bei der Durchführung von Universitäts-
lehrgängen abgeschlossen. Die Medizinische Universität Wien sicherte 
zu, Haftungsbestimmungen auch im abzuschließenden Rahmenvertrag 
mit der Universität Wien zu berücksichtigen. Der entsprechende Ent-
wurf lag dem RH vor, eine Beschlussfassung durch das Rektorat war 
allerdings zur Zeit der örtlichen Gebarungsüberprüfung durch den RH 
noch nicht erfolgt.

Den im Vorbericht davon betroffenen Universitätslehrgang18 führte die 
Medizinische Universität Wien nunmehr ohne externe organisatorische 
Unterstützung als internen Lehrgang durch. Ein Grund dafür war die 
im Jänner 2013 beantragte Insolvenz des externen Vertragspartners. 
Die Medizinische Universität Wien hatte die Lehrgangsbeiträge aller-
dings selbst vereinnahmt und der Vertragspartner nach Leistungser-
bringung Rechnungen für die organisatorischen Unterstützungsleis-
tungen gelegt. Somit waren die Einnahmen der Universität aus diesem 
Lehrgang durch die Insolvenz nicht betroffen. 

(b) Die Universität Salzburg hatte im April 2012 drei Kooperations-
verträge und im Juni 2013 einen weiteren abgeschlossen. Darin waren 
Bestimmungen u.a. dahingehend formuliert, dass bei Kündigung oder 
vorzeitiger Vertragsauflösung die vollständige Abwicklung eines bereits 
begonnenen Universitätslehrgangs möglichst gesichert war bzw. jeden-
falls ein eventueller Schaden oder anfallende Mehrkosten der Univer-
sität zu ersetzen waren.

 15.2 (a) An der Medizinischen Universität Wien bestand nach dem Wegfall 
der externen Partner zur organisatorischen Unterstützung kein Anwen-
dungsfall für die Empfehlung des RH. Der RH hielt seine Empfehlung 
für allfällige neue Kooperationsvereinbarungen aufrecht.

18 „Clinical Research“
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(b) Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH um, indem 
in den zwischenzeitlich abgeschlossenen Kooperationsverträgen sowohl 
Haftungsbestimmungen enthalten waren als auch Vorsorge dafür 
getroffen war, falls die externe Einrichtung den Universitätslehrgang 
selbst nicht vollständig durchführen kann.

 15.3 Die Medizinische Universität Wien gab in ihrer Stellungnahme bekannt, 
die Empfehlungen zur Aufnahme von Haftungsbestimmungen sowie 
von Regelungen für den Fall der nicht vollständigen Durchführung 
eines Lehrgangs durch die externe Einrichtung bei zukünftigen Koope-
rationsverträgen umzusetzen. Ein neuer Kooperationsvertrag enthalte 
bereits entsprechende Klauseln.

 16.1  (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 32) der Medizinischen Uni-
versität Wien betreffend den Universitätslehrgang Clinical Research 
und der Universität Salzburg betreffend die Universitätslehrgänge für 
Geographische Informationssysteme (UNIGIS) eine Anpassung bzw. 
Ergänzung der Vereinbarung mit externen Einrichtungen empfohlen, 
weil diese inhaltlich nicht mehr mit den aktuellen Gegebenheiten über-
einstimmten.

(2) (a) Im Nachfrageverfahren hatte die Medizinische Universität Wien 
die Einleitung entsprechender Maßnahmen zugesichert. 

(b) Die Universität Salzburg hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, 
dass die gesamte organisatorische und finanzielle Abwicklung der 
betroffenen Lehrgänge aufgrund der Empfehlung des RH umgestellt 
worden sei und nicht mehr über den externen Partner (Verein), son-
dern universitätsintern erfolge.

(3) Der RH hatte nunmehr Folgendes festgestellt:

(a) Durch die Insolvenz des externen Vertragspartners der Medizi-
nischen Universität Wien (siehe TZ 15) stellte sich die Frage der Anpas-
sung der Vereinbarung nicht mehr.

(b) Die beiden Lehrgänge für Geographische Informationssysteme wur-
den seit 2012 ausschließlich von der Universität Salzburg ohne externe 
Kooperationspartner angeboten.

 16.2 An der Medizinischen Universität Wien und der Universität Salzburg 
bestand kein Anwendungsfall für die Empfehlung des RH, weil mit 
dem Wegfall der externen Partner die Überarbeitung der Kooperati-
onsvereinbarungen hinfällig war. 

Einzelfeststellungen
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 17.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 33) der Universität Salzburg 

empfohlen, Kooperationsvereinbarungen mit anderen Bildungseinrich-
tungen betreffend die Durchführung von Universitätslehrgängen aus-
schließlich durch die Universität selbst abzuschließen. Externe Part-
ner bzw. Lehrgangsleiter hatten zuvor Kooperationsvereinbarungen 
u.a. mit ausländischen Universitäten selbstständig bzw. ohne entspre-
chende Vollmachten unterfertigt.

(2) Die Universität Salzburg hatte im Nachfrageverfahren bekannt gege-
ben, dass Vertragspartner allfälliger Kooperationen immer die Univer-
sität Salzburg sein müsse und Verträge von einem Rektoratsmitglied zu 
unterfertigen seien. Externe Partner hätten allerdings das Recht, Ver-
träge auszuhandeln. Jedenfalls seien Verträge vor Unterfertigung an 
die Rechtsabteilung zur Überprüfung zu übermitteln; eine diesbezüg-
liche Information sei 2012 an alle Lehrgangsleiter ergangen. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass das Rektorat die Lehrgangs-
leiter der intern und extern abgewickelten Universitätslehrgänge im 
Jänner 2012 darüber informiert hatte, dass Kooperationsverträge 
entsprechend vorzulegen und ausschließlich durch das Rektorat zu 
unterfertigen wären. Allerdings wurden bis zur Zeit der örtlichen Geba-
rungsüberprüfung keine neuen derartigen Verträge abgeschlossen.

 17.2 Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH, Kooperati-
onsvereinbarungen mit anderen Bildungseinrichtungen betreffend die 
Durchführung von Universitätslehrgängen ausschließlich durch die 
Universität zu unterfertigen, durch die Mitteilung an die Lehrgangs-
leiter um. 

18.1  (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 34) der Universität Salz-
burg empfohlen, alle Erlöse und Aufwendungen von Universitätslehr-
gängen, die durch externe Einrichtungen abgewickelt wurden, in das 
Rechnungswesen der Universität aufzunehmen. 

Dies vor dem Hintergrund, dass die Universitäten gemäß Verordnung 
über den Rechnungsabschluss der Universitäten19 dazu verpflichtet 
waren, Erlöse20 und Aufwendungen im Zusammenhang mit Universi-
tätslehrgängen gesondert darzustellen, und zwar in den Angaben und 
Erläuterungen zu ihrer Bilanz und zur Gewinn– und Verlustrechnung. 
19 Univ. RechnungsabschlussVO: BGBl. II Nr. 292/2003 i.d.g.F.
20 Im § 12 Univ. RechnungsabschlussVO wird von Erträgen geschrieben. Aus Verein-

fachungs gründen wurde im Prüfungsergebnis durchgängig der Begriff Erlöse verwendet.

Erlöse und Aufwen-
dungen sowie deren 
Ausweis im Rech-
nungswesen

Finanzielle Gebarung allgemein
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Auch besaß ein Rechnungsabschluss ohne Erlöse und Aufwendungen 
extern durchgeführter Universitätslehrgänge bei einem monetären Ver-
gleich der Universitäten hinsichtlich ihrer Weiterbildungsaktivitäten 
wenig Aussagekraft.

(2) Im Nachfrageverfahren hatte die Universität Salzburg mitgeteilt, 
dass Nachkalkulationen inklusive Erlöse und Aufwendungen an die 
Universität Salzburg übermittelt würden. Der Nutzen, diese Kalkula-
tionen ins Rechnungswesen zu übertragen, werde geprüft.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

An der Universität Salzburg waren die Erlöse und Aufwendungen der 
Universitätslehrgänge, die durch externe Einrichtungen abgewickelt 
wurden, weiterhin überwiegend nicht in der Gebarung der Universität 
Salzburg enthalten. In ihre Jahresabschlüsse flossen bei diesen Lehr-
gängen nur Erträge aus der Abgeltung für die Gesamtverantwortung 
der Universität (Lizenzgebühren) sowie Kostenersätze für die Nutzung 
von Personal, Räumen, Geräten und Dienstleistungen der Universität 
ein. Eine vollständige „Brutto“–Darstellung der Erlöse und Aufwen-
dungen bei externen Lehrgängen war nicht erfolgt. Laut Universität 
Salzburg würde dafür zusätzliches Personal im Rechnungswesen benö-
tigt werden, was derzeit durch die wirtschaftliche und organisatorische 
Unterstützung durch externe Partner vermieden werde.

Die zwischenzeitlich abgeschlossenen Kooperationsverträge enthiel-
ten auch keine jährlichen Berichtspflichten seitens der externen Ver-
tragspartner, die es der Universität Salzburg ermöglicht hätten, die mit 
diesen extern abgewickelten Universitätslehrgängen im Zusammen-
hang stehenden Erlöse und Aufwendungen in einer „Brutto“–Darstel-
lung gesondert in ihrem Rechnungswesen darzustellen.

 18.2 Der RH kritisierte, dass die Erlöse und Aufwendungen der Universitäts-
lehrgänge, die durch externe Einrichtungen abgewickelt wurden, ent-
gegen den Vorgaben der Verordnung über den Rechnungsabschluss der 
Universitäten weiterhin überwiegend nicht in der Gebarung der Univer-
sität Salzburg enthalten waren. Die Empfehlung des RH wurde daher 
seitens der Universität Salzburg nicht umgesetzt. Der RH wiederholte 
daher seine Empfehlung, alle Erlöse und Aufwendungen von Universi-
tätslehrgängen, die durch externe Einrichtungen abgewickelt wurden, 
ins Rechnungswesen der Universität aufzunehmen und gesondert dar-
zustellen, weil die derzeitige Vorgangsweise der Universität Salzburg 
nicht den rechtlichen Vorgaben entsprach. Eine entsprechend ausge-
staltete Berichtspflicht wäre dazu in die Kooperationsverträge aufzu-
nehmen.

Finanzielle Gebarung allgemein
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 18.3 Laut Stellungnahme der Universität Salzburg sehe sie keine Rechts-

verfehlung aufgrund der Verträge mit den externen Partnern. Die Uni-
versität versicherte weiters zu prüfen, ob die finanziellen Abschluss-
berichte der externen Lehrgänge in ihrem Rechnungswesen abgebildet 
werden können. Grundsätzlich enthielten die Kooperationsverträge eine 
Klausel, die externen Einrichtungen zu einer Berichtslegung nach den 
Vorgaben der Universität zu verpflichten.

 18.4 Der RH bekräftigte seine Empfehlung, alle Erlöse und Aufwendungen 
von Universitätslehrgängen, die durch externe Einrichtungen abge-
wickelt wurden, ins Rechnungswesen der Universität aufzunehmen und 
gesondert darzustellen, weil die derzeitige Vorgangsweise der Univer-
sität Salzburg nicht den rechtlichen Vorgaben entsprach. Dazu wären 
die externen Einrichtungen zu entsprechend ausgestalteten Berichten, 
mit einer „Brutto“–Darstellung der mit den extern abgewickelten Uni-
versitätslehrgängen im Zusammenhang stehenden Erlöse und Aufwen-
dungen, zu verpflichten.

 19.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 34) der Universität Salz-
burg empfohlen, den Sachaufwand für Universitätslehrgänge in den 
Angaben und Erläuterungen zur Bilanz und Gewinn– und Verlust-
rechnung im „übrigen Aufwand“ auszuweisen, weil dies in den Jah-
ren 2006, 2008 und 2009 unvollständig erfolgt war.

(2) Im Nachfrageverfahren hatte die Universität Salzburg dazu fest-
gestellt, dass der Sachaufwand von internen Universitätslehrgängen 
bereits seit Jahren im Jahresabschluss in den Angaben und Erläute-
rungen zu ihrer Bilanz und zur Gewinn– und Verlustrechnung aus-
gewiesen würde.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

Erträge und Aufwände von Universitätslehrgängen waren in den Rech-
nungsabschlüssen der letzten drei Jahre durchgängig aggregiert aus-
gewiesen.

 19.2 Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH um, indem sie 
den Sachaufwand für Universitätslehrgänge im „übrigen Aufwand“ in 
den letzten drei Jahren durchgängig auswies. 
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 20.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 37) der Medizinischen Uni-
versität Wien und der Montanuniversität Leoben empfohlen, die Ver-
wendung der Überschüsse aus Universitätslehrgängen in einer Richt-
linie festzulegen und damit die Transparenz der Mittelverwendung zu 
erhöhen.

(2) (a) Die Medizinische Universität Wien hatte im Nachfrageverfahren 
mitgeteilt, an einer generellen Regelung zu arbeiten; die Lehrgangs-
leiter seien zu Stellungnahmen eingeladen worden.

(b) Die Montanuniversität Leoben hatte im Nachfrageverfahren mit-
geteilt, dass nach Abzug der Universitätsabgabe der jeweilige Lehr-
gangsleiter über die Überschüsse verfügen könnte. Dies würde sich 
aus dem Universitätsgesetz ergeben.21 Die Ausarbeitung einer Richt-
linie sei demzufolge nicht notwendig.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

(a) Eine Richtlinie über die Verwendung der Überschüsse lag bei der Medi-
zinischen Universität Wien zur Zeit der örtlichen Gebarungsüberprüfung 
durch den RH nicht vor. Laut Auskunft der Medizinischen Universität 
Wien sei eine solche jedoch in Vorbereitung.

Die Medizinische Universität Wien hatte allerdings im Rahmen einer 
Klausur im Juli 2012 beschlossen, für jeden Lehrgang ein Sammelkonto 
für Überschüsse einzurichten. Spätestens zwölf Monate nach Lehr-
gangsende war jeder Lehrgang finanztechnisch abzuschließen. All-
fällige Überschüsse aus Universitätslehrgängen verblieben auf dem 
Sammelkonto und waren vom jeweiligen Lehrgang für außerordent-
liche Aufwendungen — nach Rücksprache mit dem Curriculumdirek-
tor — zu verwenden.

(b) Die Montanuniversität Leoben hatte zwischenzeitlich im Juni 2011 
eine Gebarungsrichtlinie erlassen, welche neben dem Bereich Global-
budget auch den Bereich der Projektmittel und darunter grundsätzlich 
auch die Mittel der Universitätslehrgänge erfasste. Für die Verwendung 
der Mittel von Universitätslehrgängen war somit eine analoge Vorge-
hensweise wie für Projektmittel gemäß § 27 UG (Drittmittel) normiert, 
und zwar insbesondere der zweckgebundene Mitteleinsatz.

21 Vor allem § 27 UG i.d.g.F., demzufolge Drittmittel zwar von der Universität zu verwal-
ten wären, von der Organisationseinheit jedoch zweckgewidmet verwendet werden.

Verwendung von 
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 20.2 (a) Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlung des RH, 

die Verwendung der Überschüsse in einer Richtlinie festzulegen, bis-
lang nicht um, weil zwar ein Sammelkonto je Universitätslehrgang 
eingerichtet worden war, eine Richtlinie über die Verwendung der 
Überschüsse jedoch noch nicht vorlag. Der RH hielt daher seine Emp-
fehlung im Sinne der Transparenz der Mittelverwendung aufrecht.

(b) Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlung des RH um, 
indem sie eine analoge Vorgehensweise wie für Drittmittel normierte. 
Damit war insbesondere ein zweckgebundener Mitteleinsatz erreicht 
worden.

 20.3 Laut Stellungnahme der Medizinischen Universität Wien würden die 
nach finanztechnischem Abschluss erwirtschafteten Überschüsse bereits 
nach derzeitiger Praxis dem jeweiligen Universitätslehrgang verblei-
ben und in Abstimmung mit dem Curriculumdirektor grundsätzlich für 
Zwecke des Universitätslehrganges verwendet. Zwischenzeitlich habe 
das Rektorat im März 2014 die bereits bestehende interne Regelung 
als Richtlinie für die Verwendung von Überschüssen von Universitäts-
lehrgängen beschlossen.

 21.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 38) der Montanuniversität 
Leoben und der Universität Salzburg die jahrgangsweise Erfassung 
von Erlösen und Aufwendungen von intern abgewickelten Lehrgän-
gen auf einer eigenen Position empfohlen. Dadurch könnten detail-
lierte Daten zur Planung dieser Lehrgänge gewonnen werden.

(2) (a) Die Montanuniversität Leoben hatte im Rahmen des Nachfra-
geverfahrens zugesichert, gemäß der Empfehlung des RH vorzugehen.

(b) Die Universität Salzburg hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, 
dass eine Umsetzung der jahrgangsweisen Erfassung initiiert worden 
sei. Eine konkrete Umsetzung werde jedoch noch geprüft, weil u.a. 
die Kostenerfassung nicht für jeden Lehrgang durchführbar bzw. die 
Kosten nicht immer sinnvoll abgrenzbar seien.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

(a) Die Montanuniversität Leoben verbuchte die Lehrgänge jahrgangs-
weise bzw. vergab für jeden Jahrgang eine eigene Identifikationsnum-
mer im Rechnungswesen der Universität. Der RH stellte anhand von 
zufällig ausgewählten Nachkalkulationen die getrennte Erfassung von 
Erlösen und Aufwendungen für den jeweiligen Jahrgang fest.

Finanzielle Geba-
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(b) Die Universität Salzburg behielt die bisherige, nicht auf den Jahr-
gang, sondern auf den Universitätslehrgang und auf das Kalenderjahr 
bezogene Abrechnung bei. Sie stellte eine Abrechnung des laufenden 
Lehrgangsbetriebs je Kalenderjahr bereit, die den jeweiligen Teilneh-
mer– und Absolventenzahlen gegenübergestellt werden konnte.

Die Universität Salzburg nahm zur jahrgangsweisen Erfassung ergän-
zend zum Nachfrageverfahren dahingehend Stellung, dass der Großteil 
der Kosten (z.B. Entwicklung und Bereitstellung der Studienmaterialien, 
Betreuung durch Tutoren und Lehrbeauftragte, organisatorische und 
technische Infrastruktur) aus Gemeinkosten bestehe und nicht eindeu-
tig einzelnen Jahrgängen zuzurechnen wäre. Eine jährliche Abgren-
zung pro Jahrgang sei extrem aufwändig. Dies sei speziell bei den Uni-
versitätslehrgängen für Geographische Informationssysteme mit ihrem 
hohen Anteil an Fernstudienelementen der Fall.

Die Universität Salzburg legte beispielhaft zu den zur Zeit der ört-
lichen Gebarungsüberprüfung zehn laufenden, intern abgewickelten 
Universitätslehrgängen Nachkalkulationen vor, denen eine jahrgangs-
weise Betrachtung zugrunde lag und hielt dies zur Planung der Lehr-
gänge für ausreichend.

 21.2 (a) Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlung des RH um, 
indem sie die Erlöse und Aufwendungen für den jeweiligen Jahrgang 
getrennt erfasste.

(b) Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH zur jahr-
gangsweisen Erfassung von Erlösen und Aufwendungen von intern 
abgewickelten Lehrgängen nicht um. Der RH verkannte nicht die 
Herausforderungen der Kostenabgrenzung sowie die spezielle Situa-
tion im Bereich der Lehrgänge über Geografische Informationssysteme. 
Er verwies jedoch auf die beiden anderen überprüften Universitäten, 
für die diese Darstellung offensichtlich möglich war sowie darauf, dass 
eine abschließende Beurteilung eines Lehrgangs somit nur mit hohem 
nachträglichen Aufwand für die Universität möglich war. Die Univer-
sität Salzburg begab sich somit eines Planungs– und Steuerungsinstru-
ments. Die von der Universität geltend gemachten hohen Gemeinkos-
tenanteile oder die Mehraufwände wären zumindest zu quantifizieren. 
Er hielt seine Empfehlung daher aufrecht. 

 21.3  Die Universität Salzburg sicherte zu, die Durchführung der jahrgangs-
weisen Erfassung von internen Lehrgängen zu prüfen. Sie verblieb 
jedoch grundsätzlich bei ihrer Ansicht, dass die Kosten der Lehrgänge 
oft schwer einem Jahrgang zurechenbar und daher schwer abzugren-
zen seien. Weiters seien mit der Umsetzung dieser Empfehlung hohe, 
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zusätzliche Personalkosten zu erwarten. Der Gewinn eines zusätzlichen 
Planungs– und Steuerungsinstruments würde sich somit relativieren.

 21.4 Unter Hinweis auf die beiden anderen überprüften Universitäten, denen 
die jahrgangsweise Darstellung offensichtlich möglich war, hielt der 
RH seine Empfehlung, die Erlöse und Aufwendungen jahrgangsweise 
zu erfassen, aufrecht. Dies sollte unter Einbeziehung der Erfahrungen 
aus den bereits durchgeführten Nachkalkulationen in wirtschaftlicher 
und zweckmäßiger Weise vorgenommen werden. 

 22.1  (1) Der RH hatte den drei überprüften Universitäten in seinem Vorbe-
richt (TZ 38) empfohlen, Nachkalkulationen für abgeschlossene Jahr-
gänge des jeweiligen (intern abgewickelten) Universitätslehrgangs für 
Zwecke der Kontrolle nach dem Schema der Vorkalkulation zu erstel-
len.

(2) (a) Die Medizinische Universität Wien hatte im Nachfrageverfah-
ren darauf verwiesen, dass der Abschluss von Lehrgängen einer gene-
rellen Regelung unterzogen werde; die Lehrgangsleiter seien über die 
geänderten Modalitäten informiert worden.

(b) Die Montanuniversität Leoben hatte im Nachfrageverfahren die 
Umsetzung der Empfehlung des RH zugesichert.

(c) Die Universität Salzburg hatte im Nachfrageverfahren zugesichert, 
dass eine Nachkalkulation für abgeschlossene Jahrgänge für alle Uni-
versitätslehrgänge zwingend vorgeschrieben sei. Eine entsprechende 
Aussendung sowie ein Kalkulationsschema sei an die Lehrgangsleiter 
im Jänner 2012 übermittelt worden. Die Nachkalkulationen würden 
von der Universität geprüft; größere Abweichungen müssten begrün-
det werden.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

(a) Im Rahmen einer Klausur vom Juli 2012 beschloss die Medizinische 
Universität Wien, die Nachkalkulation der Universitätslehrgänge mit-
tels normiertem Bericht aus der Finanzbuchhaltung (SAP) vorzuneh-
men. Die Endabrechnung jedes abgeschlossenen Lehrgangs war dazu 
im Rechnungswesen abgebildet. Allfällige in der Vorkalkulation nicht 
enthaltene Aufwandspositionen waren nach der Abrechnung in die 
neue Vorkalkulation zu übernehmen. Dem RH lagen für acht Lehr-
gänge entsprechende Berichte vor.
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(b) Die Montanuniversität Leoben verpflichtete die Lehrgangsleiter ab 
dem Zeitpunkt der Einhebung eines Kostenersatzes im Juni 2012 (siehe 
TZ 25) zu einer normierten Vor– und Nachkalkulation. Sie legte die 
aktuellsten Nachkalkulationen vor. Diese entsprachen in der Struktur 
dem Schema der Vorkalkulation.

(c) Die Universität Salzburg verlautbarte die Notwendigkeit für Nach-
kalkulationen in einer Aussendung des Rektorates vom Jänner 2012. 
Die Universität Salzburg legte zu zehn durchgeführten, zur Zeit der 
örtlichen Gebarungsüberprüfung intern abgewickelten Universitäts-
lehrgängen fünf Nachkalkulationen für bereits abgeschlossene Jahr-
gänge vor. Diese benutzten je nach Lehrgangsabschlussdatum bereits 
das neue Kalkulationsschema. Die fehlende jahrgangsweise Erfassung 
von Erlösen und Aufwendungen erschwerte dabei mehrfach eine exakte 
Nachkalkulation.

 22.2 (a) Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlung des RH 
um, indem sie die Endabrechnung jedes abgeschlossenen Lehrgangs 
im Rechnungswesen abgebildet hatte. 

(b) Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlung des RH um.

(c) Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH teilweise um, 
weil die Lehrgangsleiter zur Nachkalkulation gemäß normiertem Kal-
kulationsschema zwar verpflichtet worden waren, jedoch noch nicht 
für alle nach dem Jänner 2012 abgeschlossenen Lehrgänge entspre-
chende Nachkalkulationen vorlagen. Der RH hielt daher seine Emp-
fehlung aufrecht.

 22.3 Die Universität Salzburg sicherte zu, die bis jetzt nur teilweise umge-
setzten Empfehlungen durch laufende Unterlageneinforderung künftig 
vollständig umzusetzen.

 23.1 (1) Der RH hatte der Montanuniversität Leoben in seinem Vorbericht 
(TZ 39) zur Verbesserung der Transparenz den Ausweis der Sachauf-
wendungen der Universitätslehrgänge im Rechnungswesen getrennt 
nach Aufwandsarten empfohlen.

Aufwendungen
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(2) Im Nachfrageverfahren hatte die Montanuniversität Leoben bekannt 
gegeben, dass eine Auflistung nach allen Aufwandsarten möglich sei.

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die Abrechnungen der Universi-
tätslehrgänge nach Aufwandsarten gegliedert waren. Darüber hinaus 
war der Personalaufwand nochmals gesondert ausgewiesen.

 23.2  Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlung des RH um.

 24.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 40) der Medizinischen Uni-
versität Wien empfohlen, ihre Kostenersatzregelungen übersichtlich 
zusammenzufassen und Kostenersätze für Veranstaltungsräume einzu-
heben. 

(2) Die Medizinische Universität Wien hatte im Nachfrageverfahren 
mitgeteilt, dass eine einheitliche Kostenersatzregelung in Ausarbei-
tung sei.

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die Medizinische Universität 
Wien im Rahmen einer Klausur im Juli 2012 Kostenersatzregelungen 
für Raumnutzung sowie eine pauschale Regelung für Kostenersätze 
für die Inanspruchnahme von Leistungen der Personal– oder Finanz-
verwaltung der Universität angestrebt hatte. Im Zusammenhang damit 
beschloss das Rektorat im Dezember 2012, bei Universitätslehrgängen 
Gemeinkosten (Overhead) von 3 % einzuheben; im Jänner 2013 hob 
sie diesen Satz auf 5 % an. Laut internen Festlegungen werden künf-
tig diese Gemeinkosten von den Erlösen je durchgeführtem Lehrgang 
berechnet. Eine entsprechende formale Genehmigung durch das Rek-
torat war noch ausständig; ebenso waren die Kostenersatzregelungen 
für Raumnutzung erst in Vorbereitung.

 24.2 Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlung des RH teil-
weise um, weil die Einhebung der Gemeinkosten seitens des Rektorats 
formal noch nicht genehmigt und Kostenersatzregelungen für Raum-
nutzung erst in Vorbereitung waren. Der RH hielt daher seine Emp-
fehlung aufrecht.

 24.3 Laut Stellungnahme der Medizinischen Universität Wien habe das 
Rektorat im Oktober 2013 eine entsprechende Kostenersatzregelung 
beschlossen, wonach in Zukunft ein Kostenersatz in der Höhe von 5 % 
der Erlöse je durchgeführtem Lehrgang einbehalten werde. Durch die 
nunmehrige Festlegung sei auch die Nutzung von Räumen der Univer-
sität abgegolten.

Kostenersatz
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 25.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 40) der Montanuniversität 
Leoben die Prüfung der Einführung von Kostenersätzen empfohlen.

(2) Die Montanuniversität Leoben hatte dem RH im Nachfrageverfah-
ren die Umsetzung der Empfehlung mitgeteilt. 

(3) Der RH stellt nunmehr Folgendes fest:

Die Montanuniversität Leoben hob von den Universitätslehrgängen 
nunmehr einen Kostenersatz von 15 % der Erlöse aus Lehrgangsbei-
trägen22 ein. Bei drei beispielhaft ausgewählten Universitätslehrgängen 
des Jahres 2012 wurde seitens des RH die ordnungsgemäße Berech-
nung und Abführung der Kostenersätze nachvollzogen.

 25.2 Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlung des RH mit der 
Einführung von Kostenersätzen um. 

 26.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 41) den drei überprüften 
Universitäten empfohlen, ein standardisiertes Berichtswesen zur finan-
ziellen Gebarung von Universitätslehrgängen zu entwickeln und ein-
zusetzen. Damit sollten die Transparenz verbessert und Daten zur Steu-
erung von Lehrgängen gewonnen werden.

(2) Das Nachfrageverfahren ergab Folgendes:

(a) Die Medizinische Universität Wien hatte mitgeteilt, dass ein stan-
dardisiertes, tagesaktuelles Berichtswesen basierend auf den Program-
men der Finanzbuchhaltung (SAP) eingerichtet worden sei. 

(b) Die Montanuniversität Leoben hatte darauf verwiesen, dass die 
Einführung eines entsprechenden Berichtswesens dermaßen umge-
setzt werde, dass neue Universitätslehrgänge auf Basis eines vorgege-
benen Kalkulationsschemas geplant würden und dass für alle abge-
schlossenen Universitätslehrgänge eine Nachkalkulation nach diesem 
einheitlichen Kalkulationsschema zu erfolgen habe.

(c) Die Universität Salzburg hatte mitgeteilt, dass ein standardisiertes 
Berichtswesen zur Vor– und Nachkalkulation für alle Universitätslehr-
gänge zwingend vorgeschrieben sei. 

22 Berechnungsbasis waren die Gesamterlöse aus Lehrgangsbeiträgen abzüglich der Kosten 
für externe und interne Lehre.

Berichtswesen zur 
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(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

(a) Die Medizinische Universität Wien verfügte über ein Berichtssys-
tem basierend auf den Programmen der Finanzbuchhaltung (SAP). 
Sowohl Lehrgangsleiter als auch Curriculumdirektor konnten tagesak-
tuell Berichte über die finanzielle Situation des Lehrgangs anfordern.

(b) Die Montanuniversität Leoben hatte Nachkalkulationen für aktu-
ell abgeschlossene Lehrgänge vorgelegt. Diese entsprachen inhaltlich 
dem Schema der Vorkalkulation. Weiters konnten aus den Programmen 
der Finanzbuchhaltung (SAP) tagesaktuell Berichte über die finanzi-
elle Situation des Lehrgangs gewonnen werden.

(c)  Das Rektorat der Universität Salzburg gab den Lehrgangsleitern 
aller Universitätslehrgänge im Jänner 2012 die Vorgaben zu einem 
standardisierten Berichtswesen sowie zur einheitlichen Vor– und Nach-
kalkulation bekannt. Die Berichte waren nach diesen Vorgaben der 
Universität nach Abschluss jedes Lehrgangsdurchlaufs vorzulegen. Die 
Universität Salzburg legte diesbezüglich Nachkalkulationen vor.

 26.2 Die drei überprüften Universitäten setzten die Empfehlung des RH, ein 
standardisiertes Berichtswesens zur finanziellen Gebarung zu entwi-
ckeln und einzusetzen, um, wobei die Medizinische Universität Wien 
und die Montanuniversität Leoben tagesaktuelle Berichte über die 
finanzielle Situation gewinnen konnten, die Universität Salzburg hin-
gegen sich Berichte nach Abschluss jedes Lehrgangsdurchlaufs vorle-
gen ließ.

 26.3 Das BMWFW verwies hinsichtlich der diesbezüglichen Empfehlung des 
RH darauf, dass es mit der Medizinischen Universität Wien im Rah-
men der Leistungsvereinbarung 2013–2015 bereits mit Bezug auf die 
Ergebnisse des Vorberichts eine entsprechendes Vorhaben zur Entwick-
lung eines standardisierten Berichtswesens vereinbart habe. Darin seien 
die Bereiche Finanzgebarung, Evaluierungsergebnisse sowie Maßnah-
men umfasst.

 27.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 41) der Universität Salzburg 
empfohlen, die in der Satzung festgeschriebenen jährlichen Berichte 
zu Universitätslehrgängen einzufordern, um über alle Einnahmen und 
Ausgaben der Universitätslehrgänge sowie die der Universität daraus 
entstehenden Kosten informiert zu sein.
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(2) Die Universität Salzburg hatte im Nachfrageverfahren auf die Vor-
gaben der Universität Salzburg zu einem standardisierten Abschluss-
bericht sowie dessen Festschreibung in der Satzung der Universität 
verwiesen.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

Die Universität Salzburg rückte mit der zwischenzeitlich im Okto-
ber 2011 vorgenommenen Satzungsänderung23 von der jährlichen 
Berichtspflicht ab und verpflichtete die Lehrgangsleitung nunmehr zu 
einem standardisierten Abschlussbericht. Dieser war zumindest jeweils 
nach Abschluss eines Lehrgangs dem zuständigen Rektoratsmitglied 
vorzulegen. Die Universität Salzburg legte dem RH von zur Zeit der 
örtlichen Gebarungsüberprüfung abgeschlossenen zehn intern abgewi-
ckelten Universitätslehrgängen acht Abschlussberichte vor. Ein Finanz-
controlling je Universitätslehrgang anhand der grundsätzlich in den 
Programmen der Finanzbuchhaltung (SAP) tagesaktuell enthaltenen 
Erträge und Aufwendungen fand anlassbezogen statt. Die Entwick-
lung der Gebarung des Profitcenters „Universitätslehrgänge“ insge-
samt wurde quartalsweise verfolgt.

 27.2 Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH teilweise um. 
Der RH hielt seine Empfehlung, die in der Satzung festgeschriebenen 
Berichte einzufordern, für die noch fehlenden Berichte aufrecht. 

 27.3 Die Universität Salzburg sicherte zu, die bis jetzt nur teilweise umge-
setzten Empfehlungen durch laufende Unterlageneinforderung künftig 
vollständig umzusetzen.

Das BMWFW verwies hinsichtlich der diesbezüglichen Empfehlung 
des RH darauf, dass es mit der Universität Salzburg im Rahmen der 
Leistungsvereinbarung 2013–2015 ein entsprechendes Ziel zur Erhö-
hung der Zahl der jährlich vorzulegenden Abschlussberichte vereinbart 
habe. Durch das verpflichtende Berichtswesen solle ein umfassender 
Einblick in die Erfolge und Verbesserungspotenziale bei Universitäts-
lehrgängen geboten werden.

23 gemäß § 114 Abs. 5 der Satzung
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 28.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 42) der Medizinischen Uni-
versität Wien empfohlen, in allen Vereinbarungen mit externen Ein-
richtungen im Sinne der Nachvollziehbarkeit die Höhe der Abgeltung 
für die Durchführung des Universitätslehrgangs festzulegen. 

(2) Die Medizinische Universität Wien hatte im Nachfrageverfahren 
auf lediglich einen betroffenen Lehrgang verwiesen, dessen Vertrag 
überarbeitet werden müsse.

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die Medizinische Universität Wien 
derzeit keine Lehrgänge mit organisatorischer und wirtschaftlicher 
Unterstützung durch externe Einrichtungen durchführte und daher 
keine neuen diesbezüglichen Vereinbarungen abgeschlossen hatte. Der 
Vertragspartner des seinerzeit betroffenen Lehrgangs hatte im Jän-
ner 2013 Insolvenz beantragt (TZ 15). 

 28.2  An der Medizinischen Universität Wien bestand mit dem Wegfall des 
externen Vertragspartners kein Anwendungsfall für die Empfehlung 
des RH. Der RH hielt seine Empfehlung für allfällige neue Vereinba-
rungen aufrecht.

 28.3 Die Medizinische Universität Wien gab in ihrer Stellungnahme bekannt, 
die Empfehlungen zur Aufnahme von Bestimmungen über die Abgel-
tung für die Durchführung des Universitätslehrgangs durch die externe 
Einrichtung bei zukünftigen Kooperationsverträgen umzusetzen. Ein 
neuer Kooperationsvertrag enthalte bereits entsprechende Klauseln.

 29.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 42) der Universität Salzburg 
empfohlen, die Verrechnung der „Lizenzgebühr“24 in einer Richtlinie 
festzulegen, um diese in der Abrechnung sowie in ihrer Höhe nach-
vollziehbar zu gestalten.

(2) Die Universität Salzburg hatte im Nachfrageverfahren auf die Rege-
lung in der Satzung verwiesen, derzufolge bei gemeinsam mit externen 
Vertragspartnern durchgeführten Lehrgängen der Universität Salzburg 
für zusätzlich entstandene Kosten eine zusätzliche Abgeltung in Höhe 
von 7 % der Einnahmen aus den Lehrgangsbeiträgen zu leisten sei.

24 zusätzliche Abgeltung für die Universität Salzburg bei gemeinsam mit externen Ver-
tragspartnern durchgeführten Universitätslehrgängen

Allgemein
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(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die Universität die Verrechnung 
der Lizenzgebühr in Höhe von 7 % der Einnahmen aus den Lehrgangs-
beiträgen in der Satzung regelte (§ 126 Abs. 1; Neufassung des Sat-
zungsteils über die Universitätslehrgänge vom Oktober 2011).

 29.2 Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung des RH um, indem sie 
die Verrechnung der „Lizenzgebühr“ in der Satzung regelte.

 30.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 43) der Medizinischen Uni-
versität Wien und der Universität Salzburg empfohlen, die in den Ver-
einbarungen mit externen Einrichtungen festgeschriebenen Berichte 
lückenlos einzufordern, weil diese eine wichtige Grundlage zur Infor-
mationsgewinnung und zur Steuerung der Lehrgänge bildeten.

(2) Das Nachfrageverfahren ergab Folgendes:

(a) Die Medizinische Universität Wien hatte mitgeteilt, dass das 
Berichtswesen vereinheitlicht worden sei und alle Lehrgangsleiter im 
Rahmen einer Klausurtagung darüber in Kenntnis gesetzt worden seien, 
dass jährlich ein Bericht an den Curriculumdirektor und in weiterer 
Folge an das Rektorat zu erfolgen habe.

(b) Die Universität Salzburg hatte mitgeteilt, dass zwischenzeitlich ein 
standardisierter Abschlussbericht für alle Universitätslehrgänge zwin-
gend vorgeschrieben sei. Dies sei in einer Aussendung des zuständigen 
Vizerektorats an alle Lehrgangsleiter am 16. Jänner 2012 verlautbart 
worden. Zusätzlich sei diese Forderung in der Satzung festgeschrie-
ben worden.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

(a) An der Medizinischen Universität Wien wurde in der Klausurta-
gung im Juli 2012 grundsätzlich vereinbart, dass die Lehrgangslei-
tungen jährlich einen Bericht an den Curriculumdirektor zu übermit-
teln hatten; dieser hatte sodann jährlich einen Bericht an das Rektorat 
zu erstellen.

Für die Novellierung der Satzung, wodurch der Erlass eines Curricu-
lumorganisationsplans für Universitätslehrgänge ermöglicht werden 
sollte, fehlten noch der Beschluss des Senats (siehe auch TZ 8) und 
daher auch die im Curriculumorganisationsplan festzulegenden Bestim-
mungen für das Berichtswesen.

Berichtswesen
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Berichte der Lehrgangsleitungen für das Jahr 2012 wurden dem Cur-
riculumdirektor übermittelt, dessen Bericht an das Rektorat befand 
sich in Ausarbeitung, allerdings bestand mit dem Wegfall des exter-
nen Vertragspartners kein Anwendungsfall für die Empfehlung des RH.

(b) An der Universität Salzburg waren seit 2012 nach Abschluss eines 
Lehrgangs die Abschlussberichte dem zuständigen Rektoratsmitglied 
in der vorgegebenen Form vorzulegen. Von den seit 2012  22 abge-
schlossenen, extern abgewickelten Lehrgängen lagen 18 Abschluss-
berichte vor.

 30.2 (a) An der Medizinischen Universität Wien bestand mit dem Wegfall 
des externen Vertragspartners kein Anwendungsfall für die Empfeh-
lung des RH. Der RH hielt seine Empfehlung für allfällige neue Anwen-
dungsfälle aufrecht.

(b) Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung teilweise um, weil 
von den seit 2012  22 abgeschlossenen, extern abgewickelten Lehrgän-
gen vier Berichte noch fehlten. Er hielt daher seine Empfehlung, die 
in den Vereinbarungen mit den externen Einrichtungen festgeschrie-
benen Berichte einzufordern, für die noch fehlenden Berichte aufrecht.

 30.3 (a) Die Medizinische Universität Wien gab bekannt, die lückenlose Ein-
forderung von Berichten bei zukünftigen Kooperationsverträgen umzu-
setzen.

(b) Die Universität Salzburg sicherte zu, die bis jetzt nur teilweise umge-
setzten Empfehlungen durch laufende Unterlageneinforderung künftig 
vollständig umzusetzen.

(c) Das BMWFW verwies hinsichtlich der diesbezüglichen Empfehlung 
des RH darauf, dass es mit der Universität Salzburg im Rahmen der 
Leistungsvereinbarung 2013–2015 ein entsprechendes Ziel zur Erhö-
hung der Zahl der jährlich vorzulegenden Abschlussberichte vereinbart 
habe. Durch das verpflichtende Berichtswesen solle ein umfassender 
Einblick in die Erfolge und Verbesserungspotenziale bei Universitäts-
lehrgängen geboten werden.

Finanzielle Gebarung – extern  
abgewickelte Universitätslehrgänge



280 Bund 2014/9

 31.1 (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 44) der Medizinischen Uni-
versität Wien, der Montanuniversität Leoben und der Universität Salz-
burg empfohlen, Maßnahmen zu einer einheitlichen Ausgestaltung 
der Evaluierungen aller Universitätslehrgänge weiterzuentwickeln, um 
vergleichbare und zeitnahe Grundlagen zur Qualitätssicherung sowie 
zur Steuerung sicherzustellen. Über die Ergebnisse der Evaluierungen 
wäre regelmäßig an die Universitätsleitung zu berichten.

(2) Das Nachfrageverfahren ergab Folgendes:

(a) Die Medizinische Universität Wien hatte mitgeteilt, dass die Eva-
luierung neu geregelt werde. Dazu würden laufende Evaluierungen 
von der Lehrgangsleitung veranlasst und durchgeführt werden, in den 
jährlichen Berichten sei zudem auf die Evaluierung in einem eigenen 
Punkt einzugehen.

Ebenso würde die Abschlussevaluierung für jeden abgeschlossenen 
Jahrgang eines Universitätslehrgangs einheitlich gestaltet werden. Die 
Stabstelle für Evaluierung und Qualitätsmanagement sei mit der Aus-
arbeitung von Studierenden– und Lehrendenfragebögen beauftragt 
worden.

Weiters sei das Berichtswesen vereinheitlicht worden und alle Lehr-
gangsleiter im Rahmen einer Klausurtagung darüber in Kenntnis 
gesetzt worden, dass jährlich ein Bericht an den Curriculumdirektor 
und in weiterer Folge an das Rektorat zu erfolgen habe.

(b) Laut Mitteilung der Montanuniversität Leoben sei eine einheit-
liche Evaluierung aufgrund der Unterschiedlichkeit der Universitäts-
lehrgänge und der Erfahrung in der Vergangenheit nicht zweckmä-
ßig. Die Empfehlung des RH würde dahingehend umgesetzt, dass die 
Lehrgänge ihre Evaluierungsergebnisse der Universitätsleitung bekannt 
geben müssen und diese seitens der Qualitätsmanagement–Stelle bear-
beitet werden.

Eine Evaluierung in Analogie zu den ordentlichen Studien im uni-
versitären MUonline–System würde aufwendige Programmierungen 
notwendig machen, die in keinem Verhältnis zu einer Steigerung der 
Qualität stünden.

Evaluierung
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(c) Die Universität Salzburg hatte mitgeteilt, dass nachfolgende Maß-
nahmen zur Evaluierung gesetzt wurden: 

Die Satzung verpflichte den Leiter des Universitätslehrgangs, die Lehr-
veranstaltungen sowie den Lehrgang insgesamt zu evaluieren und über 
die Vorgehensweise und die Ergebnisse mittels vorgegebenem, stan-
dardisierten Abschlussbericht an das zuständige Rektoratsmitglied zu 
berichten. 

Die Evaluierungen der einzelnen Lehrveranstaltungen selbst würden 
aufgrund der Inhomogenität der Lehrveranstaltungstypen und –inhalte 
sinnvollerweise individuell gestaltet werden. Für die Universitätslehr-
gänge gelte weiters die universitätsweite einheitliche Absolventen-
befragung. Weiters würden die Lehrgänge auf Einhaltung der Stan-
dards der Österreichischen Universitätenkonferenz „Grundsätze und 
Empfehlungen zum Weiterbildungsangebot an Universitäten“ über-
prüft werden.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

(a) An der Medizinischen Universität Wien wurde für die laufende Eva-
luierung der Lehrveranstaltungen ein Pool von Fragen zusammenge-
stellt, aus dem die Lehrgangsleiter einen für ihren Lehrgang geeigneten 
Fragebogen individuell zusammenstellen konnten. Ein Fragebogen für 
die Absolventenbefragung — einheitlich für alle Lehrgänge — war fer-
tiggestellt. In der Klausurtagung vom Juli 2012 wurde vereinbart, dass 
die Lehrgangsleitungen jährlich einen Bericht an den Curriculumdirek-
tor zu übermitteln hatten; dieser hatte sodann jährlich einen Bericht 
an das Rektorat zu erstellen. In diesen Berichten war auf die Evaluie-
rung in einem eigenen Punkt einzugehen.

(b) Die Montanuniversität Leoben hatte die Errichtung und Durch-
führung von Universitätslehrgängen mittels verbindlicher Prozessbe-
schreibung festgelegt. Dieser zufolge war nach Beendigung des Lehr-
gangs die Gesamtevaluierung an das Rektorat zu übermitteln. Darin 
informierte der Lehrgangsleiter die Universitätsleitung mittels vorge-
gebenem Musterformular zusammengefasst über das von den Teilneh-
mern erhaltene Feedback bzw. die aufgezeigten Optimierungspoten-
ziale.

(c) Die Universität Salzburg verpflichtete den Lehrgangsleiter im Bestel-
lungsschreiben zur regelmäßigen Evaluierung der Lehrveranstaltungen 
und des gesamten Universitätslehrgangs. Weiters hatte dieser die dies-
bezüglichen Ergebnisse nach den Vorgaben der Universität Salzburg 
in den Abschlussbericht aufzunehmen und diesen zumindest jeweils 
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nach Abschluss eines Lehrgangs dem zuständigen Rektoratsmitglied 
vorzulegen.

Die Abschlussberichte wurden dem zuständigen Rektoratsmitglied 
in der vorgegebenen Form vorgelegt und enthielten entsprechende 
Beschreibungen betreffend Teilnehmerrückmeldungen, zu Erfahrungen 
und Problemen mit dem Lehrgang sowie eine Gesamtbewertung und 
ein Resümee der Lehrgangsleitung. Der Universität Salzburg lagen 
Berichte für acht von zehn intern abgewickelten und 18 von 22 extern 
abgewickelten Lehrgängen vor.

 31.2 (a) Die Medizinische Universität Wien setzte die Empfehlung teilweise 
um. Sie setzte Maßnahmen zur einheitlichen Ausgestaltung der Eva-
luierung, indem sie für die laufende Evaluierung der Lehrveranstal-
tungen einen Pool von Fragen zusammenstellte und einen Fragebogen 
für die Absolventenbefragung — einheitlich für alle Lehrgänge — fer-
tigstellte. Die Durchführung stand jedoch noch bevor. Der RH hielt 
daher seine Empfehlung, über die Ergebnisse der Evaluierungen regel-
mäßig zu berichten, aufrecht.

(b) Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlung um, weil 
sichergestellt war, dass die Universitätsleitung regelmäßig auf Basis 
einer Prozessbeschreibung und mittels vorgegebenem Musterformu-
lar über die Ergebnisse der Evaluierung der Universitätslehrgänge in 
Kenntnis gesetzt wurde.

(c) Die Universität Salzburg setzte die Empfehlung teilweise um, weil 
zwar nach Abschluss eines Lehrgangs die Ergebnisse der Evaluierung 
nach den Vorgaben der Universität Salzburg in den Abschlussbericht 
aufzunehmen waren, die Berichte jedoch noch nicht vollständig vorla-
gen. Er hielt seine Empfehlung, über die Ergebnisse der Evaluierungen 
regelmäßig zu berichten, aufrecht.

 31.3 (a) Laut Stellungnahme der Medizinischen Universität Wien seien im 
Oktober 2013 Informationen über die Lehrgangsevaluierungen und die 
Absolventenbefragungen an die Lehrgangsleitungen ergangen. Eine 
Umsetzung erfolge laufend. Die Evaluierungsergebnisse würden in den 
Bericht der Lehrgangsleitung integriert.

Das BMWFW verwies hinsichtlich der diesbezüglichen Empfehlung des 
RH darauf, dass es mit der Medizinischen Universität Wien im Rah-
men der Leistungsvereinbarung 2013–2015 bereits mit Bezug auf die 
Ergebnisse des Vorberichts ein entsprechendes Vorhaben zur Entwick-
lung eines Evaluierungsinstrumentariums vereinbart habe.
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(b) Die Universität Salzburg sicherte zu, die bis jetzt nur teilweise umge-
setzten Empfehlungen durch laufende Unterlageneinforderung künftig 
vollständig umzusetzen.

 32.1  (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 46) der Montanuniversität 
Leoben empfohlen, in künftigen Leistungsvereinbarungen aufbauend 
auf den Erfahrungen betreffend die Entwicklung der Anzahl von Wei-
terbildungsveranstaltungen und der Teilnehmer an Universitätslehr-
gängen ambitioniertere Ziele zu vereinbaren.

(2) Die Montanuniversität Leoben verwies im Nachfrageverfahren dies-
bezüglich auf den Entwurf der neuen Leistungsvereinbarung und auf 
den neuen Entwicklungsplan. So seien einerseits Vorhaben im Bereich 
des Ausbaus der Weiterbildungsschiene durch Seminare etc. und im 
Ausbau des Weiterbildungsnetzwerkes und andererseits Vorhaben im 
Bereich der Einrichtung von neuen Universitätslehrgängen geplant.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

Die Leistungsvereinbarung 2013 bis 2015 der Montanuniversität  Leoben 
enthielt als Vorhaben zum Ausbau des Weiterbildungsangebots einer-
seits die Einrichtung von neuen Universitätslehrgängen und anderer-
seits die Erweiterung des zielgruppenorientierten Angebots an Weiter-
bildungsveranstaltungen für Teilnehmer aus Wissenschaft, Wirtschaft 
und Politik. Ziel war es, die Anzahl von Universitätslehrgängen von 
zehn auf zwölf zu erhöhen und die Anzahl der kürzeren Weiterbil-
dungsveranstaltungen — basierend auf dem Istwert von 2011 — um 
jährlich rd. 4 % bis 6 % zu steigern. Der neue Bezugswert (77 = Ist-
wert 2011) war nahezu doppelt so groß wie jener der Vorperiode und es 
gab von 2011 auf 2012 einen Rückgang der Veranstaltungen um 10 %.

 32.2 Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlung um, weil sie nun 
einerseits bei den Universitätslehrgängen auf von ihr selbst steuerbare 
Ziele setzte und andererseits die Anzahl der kürzeren Weiterbildungs-
veranstaltungen, von einem deutlich höheren Bezugswert ausgehend, 
moderat steigern wollte. Damit wurden im Sinne der Empfehlung ambi-
tioniertere Ziele vereinbart.

 32.3 Das BMWFW verwies hinsichtlich der diesbezüglichen Empfehlung des 
RH darauf, dass es mit der Montanuniversität Leoben im Rahmen der 
Leistungsvereinbarung 2013–2015 bereits mit Bezug auf die Ergeb-
nisse des Vorberichts eine entsprechendes Vorhaben zum Ausbau des 

Leistungs-
vereinbarungen

Perspektiven in den Leistungsvereinbarungen und Entwicklungsplänen
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Weiterbildungsangebots vereinbart habe, u.a. mit dem konkreten Ziel, 
bis 2015 die Anzahl der angebotenen Universitätslehrgänge um zwei 
zu erhöhen. 

 33.1  (1) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 49) der Montanuniversität 
Leoben empfohlen, im Rahmen der nächsten Änderung konkrete, auf 
Universitätslehrgänge bezogene Entwicklungsperspektiven in den Ent-
wicklungsplan aufzunehmen und damit die Ziele und Vorhaben der 
Leistungsvereinbarung abzustimmen.

(2) Die Montanuniversität Leoben hatte im Nachfrageverfahren mit-
geteilt, dass im neuen Entwicklungsplan (veröffentlicht im Mai 2012) 
nun die Weiterentwicklung des Weiterbildungsbereichs an der Mon-
tanuniversität Leoben betont werde. Die Universitätslehrgänge seien 
so ausgelegt, dass sie berufsbegleitend absolviert werden können und 
somit ein attraktives und vergleichbares Angebot zu berufsbegleiten-
den Masterstudien darstellten.

Weiters seien im Leistungsvereinbarungsentwurf für die Peri-
ode 2013 bis 2015 Vorhaben im Bereich der Einrichtung von neuen 
Universitätslehrgängen vorgesehen worden.

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest:

Der aktuelle Entwicklungsplan der Montanuniversität Leoben enthielt 
nunmehr auf Universitätslehrgänge bezogene Entwicklungsperspek-
tiven. So wollte die Montanuniversität ein umfangreiches, berufsbe-
gleitendes Weiterbildungsprogramm in den ihr angestammten Fach-
bereichen entwickeln und am Ende dieser mittelfristigen Entwicklung 
die Fachbereiche der Montanuniversität Leoben mit Universitätslehr-
gängen weitgehend abdecken. Dazu enthielt auch die Leistungsver-
einbarung 2013 bis 2015 das konkrete Vorhaben der Neueinrichtung 
von zwei Universitätslehrgängen mit dem Ziel, bis 2015 insgesamt 
zwölf Universitätslehrgänge anzubieten. 

 33.2 Die Montanuniversität Leoben setzte die Empfehlung somit um.

Entwicklungspläne
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 34 Der RH stellte fest, dass die Medizinische Universität Wien von 
den insgesamt 18 Empfehlungen drei vollständig, vier teilweise 
und sechs nicht umgesetzt hatte. Bei fünf Empfehlungen war kein 
Anwendungsfall gegeben, weil keine Universitätslehrgänge extern 
abgewickelt wurden.

Schlussbemerkungen/Schlussempfehlungen

Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts (Reihe Bund 2011/11)

Vorbericht Follow–up–Überprüfung

TZ Empfehlungsinhalt TZ umgesetzt teilweise 
umgesetzt

nicht 
umgesetzt

Medizinische Universität Wien

14
Erstellung einer Bestandsaufnahme und eines 
detaillierten Konzepts für das geplante Weiter-
bildungs zentrum 

4 X

16
Erlassung gleichlautender Curricula; Abstimmung 
der Kooperationsvereinbarungen mit den Curricula 
bei den Universitätslehrgängen Public Health und 
International Mining Engineer

5 X

19 Schriftliche Dokumentation und Veröffentlichung 
der Lehrgangsleiterbestellungen 6 X

20
Erteilung der notwendigen Vollmachten an die 
Lehrgangsleiter für die Vornahmen von Rechts-
geschäften

8 X

21
Festlegung des Aufgabenprofils des wissenschaft-
lichen Lehrgangsleiters in der Satzung bzw. in 
allen Curricula und Vereinbarungen mit externen 
Einrichtungen 

9 X

22 Genaue Definition der Aufgaben und Befugnisse der 
organisatorischen Lehrgangsleiter 10 X

26
Ausnahmslose Durchführung der Personalver-
rechnung hinsichtlich der in extern abgewickelten 
Universitäts lehrgängen tätigen Beamten sowie 
Angestellten durch die jeweilige Universität

12 kein Anwendungsfall

28
Festlegung der Zeiten für Präsenzlehre im 
Curriculum auf geeigneter Ebene, Anpassung der 
Präsenzzeiten in den Curricula 

13 X

30 Festlegung universitätsweit einheitlicher Zahlungs– 
und Stornobedingungen 14 X

31

Aufnahme von Haftungsbestimmungen in alle mit 
externen Einrichtungen abgeschlossenen Verein-
barungen, Festlegung der Vorgangsweise für den 
Fall der nicht vollständigen Durchführung des 
Universitätslehrgangs durch die externe Einrich-
tung in den Vereinbarungen

15 kein Anwendungsfall
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Schlussbemerkungen/ 
Schlussempfehlungen

Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts (Reihe Bund 2011/11)

Vorbericht Follow–up–Überprüfung

TZ Empfehlungsinhalt TZ umgesetzt teilweise 
umgesetzt

nicht 
umgesetzt

32

Anpassung bzw. Ergänzung der Vereinbarung 
mit externen Einrichtungen betreffend den 
Universitäts lehrgang Clinical Research und 
die Universitätslehrgänge für Geographische 
Informations systeme an die aktuellen 
Gegebenheiten 

16 kein Anwendungsfall

37 Festlegung der Verwendung von Überschüssen in 
einer Richtlinie 20 X

38
Erstellung von Nachkalkulationen für abge-
schlossene Jahrgänge des jeweiligen Universitäts-
lehrgangs nach dem Schema der (Vor) Kalkulation 

22 X

40
Zusammenfassung der Kostenersatzregelungen 
sowie Einhebung von Kostenersätzen für 
Veranstaltungsräume 

24 X

41
Entwicklung und Einsatz eines standardisierten 
Berichtswesens zur finanziellen Gebarung von 
Universitätslehrgängen

26 X

42
Festlegung der Höhe der Abgeltung für die 
Durchführung des Universitätslehrgangs in allen 
Vereinbarungen mit externen Einrichtungen 

28 kein Anwendungsfall

43
Lückenlose Einforderung der in den Vereinbarungen 
mit externen Einrichtungen festgeschriebenen 
Berichte

30 kein Anwendungsfall

44
Weiterentwicklung von Maßnahmen zu einer 
einheitlichen Ausgestaltung der Evaluierungen aller 
Universitätslehrgänge 

31 X
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Schlussbemerkungen/ 
Schlussempfehlungen

Der RH stellte weiters fest, dass die Montanuniversität Leoben von 
den insgesamt 18 Empfehlungen 14 vollständig, zwei teilweise und 
zwei nicht umgesetzt hatte. 

Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts (Reihe Bund 2011/11)

Vorbericht Follow–up–Überprüfung

TZ Empfehlungsinhalt TZ umgesetzt teilweise 
umgesetzt

nicht 
umgesetzt

Montanuniversität Leoben

11 Entwicklung und Einsatz eines Standard-
kalkulations schemas 2 X

16
Erlassung gleichlautender Curricula; Abstimmung 
der Kooperationsvereinbarungen mit den Curricula 
bei den Universitätslehrgängen Public Health und 
International Mining Engineer

5 X

19 Schriftliche Dokumentation und Veröffentlichung 
der Lehrgangsleiterbestellungen 6 X

20 Erlassung von Richtlinien im Sinne des § 28 UG 
2002 für Universitätslehrgänge 7 X

20
Erteilung der notwendigen Vollmachten an 
die Lehrgangsleiter für die Vornahmen von 
Rechtsgeschäften

8 X

21
Festlegung des Aufgabenprofils des 
wissenschaftlichen Lehrgangsleiters in der Satzung 
bzw. in allen Curricula und Vereinbarungen mit 
externen Einrichtungen 

9 X

25
Vereinbarung von Tätigkeiten des Stammpersonals 
(ausgenommen Beamte) für Universitätslehrgänge 
durch einen Zusatz zum bestehenden 
Arbeitsvertrag

11 X

28
Festlegung der Zeiten für Präsenzlehre im 
Curriculum auf geeigneter Ebene, Anpassung der 
Präsenzzeiten in den Curricula 

13 X

30 Festlegung universitätsweit einheitlicher Zahlungs– 
und Stornobedingungen 14 X

37 Festlegung der Verwendung von Überschüssen in 
einer Richtlinie 20 X

38
Jahrgangsweise Erfassung von Erlösen und 
Aufwendungen von intern abgewickelten 
Lehrgängen auf einer eigenen Position

21 X

38
Erstellung von Nachkalkulationen für abge-
schlossene Jahrgänge des jeweiligen Universitäts-
lehrgangs nach dem Schema der (Vor)Kalkulation 

22 X
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Schlussbemerkungen/ 
Schlussempfehlungen

Der RH stellte schließlich fest, dass die Universität Salzburg von den 
insgesamt 22 Empfehlungen 13 vollständig, vier teilweise und drei 
nicht umgesetzt hatte. Bei zwei Empfehlungen war kein Anwen-
dungsfall gegeben. 

Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts (Reihe Bund 2011/11)

Vorbericht Follow–up–Überprüfung

TZ Empfehlungsinhalt TZ umgesetzt teilweise 
umgesetzt

nicht 
umgesetzt

39
Ausweis der Sachaufwendungen der 
Universitätslehrgänge im Rechnungswesen getrennt 
nach Aufwandsarten

23 X

40 Prüfung der Einführung von Kostenersätzen 25 X

41
Entwicklung und Einsatz eines standardisierten 
Berichtswesens zur finanziellen Gebarung von 
Universitätslehrgängen

26 X

44
Weiterentwicklung von Maßnahmen zu einer 
einheitlichen Ausgestaltung der Evaluierungen aller 
Universitätslehrgänge

31 X

46 Vereinbarung von ambitionierten Zielsetzungen 32 X

49
Aufnahme von konkreten, auf Universitätslehrgänge 
bezogene Entwicklungsperspektiven im 
Entwicklungsplan, damit Ziele und Vorhaben der 
Leistungsvereinbarung abstimmen

33 X

Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts (Reihe Bund 2011/11)

Vorbericht Follow–up–Überprüfung

TZ Empfehlungsinhalt TZ umgesetzt teilweise 
umgesetzt

nicht 
umgesetzt

Universität Salzburg

12 Genehmigung von Lehrgangsbeitragserhöhungen 
nur nach Vorlage einer neuerlichen Kalkulation 3 X

16 Erlassung gleichlautender Curricula 5 kein Anwendungsfall

19 Schriftliche Dokumentation und Veröffentlichung 
der Lehrgangsleiterbestellungen 6 X

20 Erlassung von Richtlinien im Sinne des § 28 UG 
2002 für Universitätslehrgänge 7 X 

20
Erteilung der notwendigen Vollmachten an 
die Lehrgangsleiter für die Vornahmen von 
Rechtsgeschäften

8 X

21
Festlegung des Aufgabenprofils des 
wissenschaftlichen Lehrgangsleiters in der Satzung 
bzw. in allen Curricula und Vereinbarungen mit 
externen Einrichtungen 

9 X
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Schlussempfehlungen

Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts (Reihe Bund 2011/11)

Vorbericht Follow–up–Überprüfung

TZ Empfehlungsinhalt TZ umgesetzt teilweise 
umgesetzt

nicht 
umgesetzt

22 Genaue Definition der Aufgaben und Befugnisse der 
organisatorischen Lehrgangsleiter 10 X

26

Ausnahmslose Durchführung der 
Personalverrechnung hinsichtlich der in extern 
abgewickelten Universitätslehrgängen tätigen 
Beamten sowie Angestellten durch die jeweilige 
Universität

12 X

28
Festlegung der Zeiten für Präsenzlehre im 
Curriculum auf geeigneter Ebene, Anpassung der 
Präsenzzeiten in den Curricula 

13 X

30 Festlegung universitätsweit einheitlicher Zahlungs– 
und Stornobedingungen 14 X

31

Aufnahme von Haftungsbestimmungen in alle 
mit externen Einrichtungen abgeschlossenen 
Vereinbarungen, Festlegung der Vorgangsweise 
für den Fall der nicht vollständigen Durchführung 
des Universitätslehrgangs durch die externe 
Einrichtung in den Vereinbarungen

15 X

32

Anpassung bzw. Ergänzung der Vereinbarung 
mit externen Einrichtungen betreffend den 
Universitätslehrgang Clinical Research und 
die Universitätslehrgänge für Geographische 
Informationssysteme an die aktuellen 
Gegebenheiten

16 kein Anwendungsfall

33

Ausschließlicher Abschluss von 
Kooperationsvereinbarungen mit anderen 
Bildungseinrichtungen betreffend die Durchführung 
von Universitätslehrgängen durch die Universität 
selbst

17 X

34
Aufnahme aller Erlöse und Aufwendungen von 
Universitätslehrgängen, die durch externe 
Einrichtungen abgewickelt wurden, in das 
Rechnungswesen der Universität

18 X

34
Ausweis des Sachaufwands für 
Universitätslehrgänge in den Angaben und 
Erläuterungen zu Bilanz und Gewinn– und 
Verlustrechnung

19 X

38
Jahrgangsweise Erfassung von Erlösen und 
Aufwendungen von intern abgewickelten 
Lehrgängen auf einer eigenen Position

21 X

38
Erstellung von Nachkalkulationen für abge-
schlossene Jahrgänge des jeweiligen Universitäts-
lehrgangs nach dem Schema der (Vor)Kalkulation 

22 X
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Schlussbemerkungen/ 
Schlussempfehlungen

Anknüpfend an den Vorbericht hob der RH die folgenden Empfeh-
lungen hervor:

(1) Es wären universitätsweit insbesondere einheitliche Zahlungs– 
und Stornobedingungen festzulegen und diese auch den Universi-
tätslehrgänge durchführenden externen Einrichtungen zu überbin-
den. Jedenfalls wären Mindesterfordernisse für solche allgemeinen 
Bedingungen (neben Zahlungs– und Stornobedingungen auch bspw. 
Haftungsregelungen und Festlegungen für Leistungsänderungen) 
seitens der Universität vorzugeben. An der Medizinischen Universi-
tät Wien wären dazu die Allgemeinen Geschäftsbedingungen umge-
hend vom Rektorat zu erlassen. (TZ 14)

(2) Falls die Vornahme von Rechtsgeschäften für die Ausübung der 
Lehrgangsleitertätigkeit erforderlich erscheint, wären die notwen-
digen Vollmachten zu erteilen und im Mitteilungsblatt zu veröf-
fentlichen. (TZ 8)

(3) Das Aufgabenprofil des wissenschaftlichen Lehrgangsleiters wäre 
in der Satzung, aber insbesondere in allen Curricula und Vereinba-
rungen mit externen Einrichtungen festzulegen. (TZ 9)

Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts (Reihe Bund 2011/11)

Vorbericht Follow–up–Überprüfung

TZ Empfehlungsinhalt TZ umgesetzt teilweise 
umgesetzt

nicht 
umgesetzt

41
Entwicklung und Einsatz eines standardisierten 
Berichtswesens zur finanziellen Gebarung von 
Universitätslehrgängen

26 X

41 Einforderung der in der Satzung festgeschriebenen 
Berichte zu Universitätslehrgängen 27 X

42 Festlegung der Verrechnung der „Lizenzgebühr“ in 
einer Richtlinie 29 X

43
Lückenlose Einforderung der in den Vereinbarungen 
mit externen Einrichtungen festgeschriebenen 
Berichte

30 X

44
Weiterentwicklung von Maßnahmen zu einer 
einheitlichen Ausgestaltung der Evaluierungen aller 
Universitätslehrgänge

31 X

Medizinische 
Universität Wien, 
Montanuniversität 
Leoben und  
Universität Salzburg

Medizinische Uni-
versität Wien und 
Montanuniversität 
Leoben
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(4) Ungeachtet des gegenwärtigen Fehlens von Anwendungsfäl-
len an der Medizinischen Universität Wien wären künftig die in 
den Vereinbarungen mit externen Einrichtungen festgeschriebenen 
Berichte lückenlos einzufordern. An der Universität Salzburg wären 
die noch fehlenden Berichte einzufordern. (TZ 30)

(5) Über die Ergebnisse der Evaluierungen wäre regelmäßig an die 
Universitätsleitung zu berichten. (TZ 31)

(6) Für den Fall der Einrichtung eines Weiterbildungszentrums wären 
eine Bestandsaufnahme des Status quo und ein detailliertes Kon-
zept zu erstellen. (TZ 4)

(7) Die Lehrgangsleiterbestellungen wären stets schriftlich zu doku-
mentieren und zu veröffentlichen. (TZ 6)

(8) Aufgaben und Befugnisse der organisatorischen Lehrgangslei-
ter wären genau zu definieren. (TZ 10)

(9) Ungeachtet des gegenwärtigen Fehlens von Anwendungsfällen 
wäre künftig die Personalverrechnung hinsichtlich der in extern 
abgewickelten Universitätslehrgängen tätigen Beamten sowie Ange-
stellten ausnahmslos durch die jeweilige Universität durchzufüh-
ren. (TZ 12)

(10) Haftungsbestimmungen wären in alle mit externen Einrich-
tungen zukünftig abgeschlossenen Kooperationsvereinbarungen auf-
zunehmen. (TZ 15)

(11) Die Verwendung der Überschüsse wäre in einer Richtlinie fest-
zulegen. (TZ 20)

(12) Die Kostenersatzregelungen wären übersichtlich zusammen-
zufassen und Kostenersätze für die Raumnutzung wären zu ver-
einbaren. (TZ 24)

(13) Ungeachtet des gegenwärtigen Fehlens von Anwendungsfäl-
len wäre künftig in allen Kooperationsvereinbarungen mit exter-
nen Einrichtungen die Höhe der Abgeltung für die Durchführung 
des Universitätslehrgangs festzulegen. (TZ 28)

Medizinische Uni-
versität Wien und  
Universität Salzburg

Medizinische Uni-
versität Wien
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(14) Die Gebarungsrichtlinie und die korrespondierenden Richtli-
nien zur Durchführung von Projekten sowie zur Ausübung und Ver-
gabe von Bevollmächtigungen wären hinsichtlich Universitätslehr-
gänge zu ergänzen. (TZ 7)

(15) Ungeachtet des gegenwärtigen Fehlens von Anwendungsfällen 
an der Universität Salzburg wären künftig bei gemeinsam mit ande-
ren Universitäten durchgeführten Universitätslehrgängen gleichlau-
tende Curricula zu erlassen. (TZ 5)

(16) Erlöse und Aufwendungen von Universitätslehrgängen, die 
durch externe Einrichtungen abgewickelt werden, wären in das 
Rechnungswesen der Universität aufzunehmen und gesondert dar-
zustellen. Eine entsprechend ausgestaltete Berichtspflicht wäre dazu 
in die Kooperationsvereinbarungen mit den externen Einrichtungen 
aufzunehmen. (TZ 18)

(17) Erlöse und Aufwendungen von intern abgewickelten Lehrgän-
gen wären jahrgangsweise zu erfassen. (TZ 21)

(18) Die in der Satzung festgeschriebenen Berichte samt Nachkal-
kulationen wären einzufordern. (TZ 22, 27)

Montanuniversität 
Leoben

Universität Salzburg


